
Landtag Rheinland-Pfalz 1309 

(III Wahlperiode) 

Drucksachen Abteilung l 
Nr. 41 

Ausge~eben ~m 12. März 1958 

Stenographischer Bericht 
über die 

41. Sitzung des Landtages Rheinland-Pfalz 
1m Landtagsgebäude :zu Mainz 

am 11. Februar 1958 

Tagesordnung: 

1. Zwelte und dritte Beratung eines Landesgesetzes zur Ergänzung und Aus- 1312 
führung des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der lndustrle-
und Handelskammern 

- Drucksache II/306 -

Berichterstattung: Wirtschafts- und Wiederaufbauausschuß - Druck
sache II/334 -
Berichterstattung: Rechtsausschuß - Drucksache II/358 -

Berichterstatter für beide Ausschilsse: Abg. Dr. Neubauer 

Dazu: 
Änderungsantrag der Abgeordneten Völker (SPD), Wetzel (CDU), 
Martensteln (FDP) u. a. 

- Drucksadle II/366 -

Drucksache Il/366 mit Mehrheit abgelehnt 

Druckache II/358 bei Stimmenthaltung der SPD angenommen 
Drucksache Ili334. durch Annahme der Drucksache II/358 erledi gt 

1316 

1316 
1317 

In dritter Beratung mit großer Mehrheit angenommen 1317 

2. Große Anfrage des Abg. Demmerle u. a. betreCfend Absatz von Sommer- 13'17 
gerstc 

- Drucksache II/350 -

Beantwortet durch Landwirtschaftsm.inister Stüoinger 

2. Erste Beratung eines Landesgesetzes zur Änderung des Tierseuchen
kassenitesetzes 

- Drucksache I I/361 -

1317 

1319 

In erster Beratung angenommen; Überweisung an den Agrarpolitischen 1320 
Ausschuß 

4. Große Anfrage der FrakUon der SPD betreffend Landbesmaffung fiir 1320 
militlrische Zwecke 

- Drucksache II/357 -
Dazu: 
Entschlleßungsantrag der Fraktion der SPD 1334 

- Drucksache II/367 -

Beantwortet durch Ministerprä.sident Dr. h. c . • <Utmeier; Besprechung 1323 

Drucksache II/367 gegen die Stimmen der Fraktion der SPD abgelehnt 1334 



1310 Stenographische BeT'ichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, III. Wahlperiode 

5. Erste, zweite und dritte Beratung eines 1.andesgesetze111 liber die Vrr- 1334 
fängerung der Amtsdauer der Betriebsräte im öffentlidlen Dienst 

- Dru<'k~nche II/362 -

In dritter Beratung einstimmig angenorrunen 

G. Antrag des f>etitionsau11scllusses betreffend beraten1! Elng.ll,ben 

- Drucksamt! II/363 -
Ei.n~timmige Annahme 

1334 

1334 



41. Sitzunig, 11. Februar 1958 

Am Regierungstisch: 
Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier, die Staatsminister Becher, Dr. Nowa<:k, 
Dr. Orth, van Volxem, Stübinger, Staatssekretär Junglas, Staatssekretär 
Dr. Steinlein, der Chef der Staatskanzlei Ministerialdirigent Duppre 

Es l'.ehlten. 
E n t s c h u l d i g t : die Abgeordneten Dr. Adams, Bauer, Dr. Dr. Christoffe!, 
Hitte1', Hülser, Kern, Korbach, Kost, Müller Herbert, Rilb, Seibel, Simonis, 
Wcstenbefger, Dr. Wolf, Wolf Paul 

Bednerverze1chn1s: 

Präsk!.Gnt Wolter's 1312, 1313, 1314, 1315, 1316, 1317 
1330, 1331 
1332, 1334 

1319, 1320, 1323, 1327, 1328, 1329, 

Dr. Bod-cn (CDU) 
Demmerle (CDU) 
Fuchs (SPD) 
Hertel (SPD) . . 
Lot.z (FDP) . . . 
Dr. Neubauer (CDU) 
Schmidt (SPD) 
Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier 
Landlw!irtschaftsminister Stübinger 
Innenminister van Volxem 

. 1327, 1334 

' . . 1317 

.. ' 1332 

. 1312., 1330 

1315, 1329, 1332 

. 13·12, 1314 

. 1320, 1328 

. 1323, 1331 

1317 
1319 

1311 



1312 Stenographische Ber.idl.ie des Landtages von Rheinland-Pfalz, llI. Wahlpt'riode 

n. Plenarsib:ung des Landtages Rheinland-Pfalz 
am 11. Februar 195ß 

Die Sitzung wird um 9.38 Uhr durch' den Präsidenten 
ci<'~ Landtages eröffnet. 

l'räi>idf'nt W(Jlters: 

Meine Damen und Herrenl Die 41. Sitzung des Land
tages von Rheinland-Pfalz ist eröffnet. Beisitzer der 
heutigen Sitzung sind die Abgeordneten Frauen Her
man:>-Hillesheim und Sepp~ sowie in ihrer Vertretung 
der Herr "A ... bgecrdnete Reinhard~ Die Red...'ler!iste führt 
die Ab.E(eordnete Frau Seppi. Entschuldigt infolge Er
knmkunig oder aus <l.ienstliehr.-n Gründen si.rrd d~e Her
ren Abgeordneten Hülser, Dr. Wolf, Kern, Herbert 
Müller, Hitter, Rüb, Kost, Seibel, Korbach, Dr. Adams, 
Dr. Dr. Christofiel, Simonis, Bauer und Paul Wolf. 
Mf'ine Damen und Herren! Die Tagesordnung, die 
Ihnen vorliegt, wurde im Einvernehmen mit dem Alte
~tenrat auigestellt. Erhebt sich gegen diese Tagesord
nung Wider·spruch oder werd!en Änderungi>anträge ge
stellt'? - Icl1 stelle fest, daß das nicht der Fall ist. Die 
Tagesordnung i~t damit in d~r vorliegenden Form an
genomm.;n, 

Meine Damen und Herren! Vor Eintritt in die Tages
ordnung habe ich die Ehre, dem Vorsitz.enden der SPD
Fraktion, Herrn Abgeordneten Eugen Hertel, zur Voll
E'mlung seines 65. Lebensjahres die besten Wünsche 
de,; Hauses Hir sich persönlich und für seine politls1ihe 
Arbeit zu übermitteln. 

(Beifall des Hauses.) 

DRs Vtort h:.it Herr Abgeordneter Hertel. 

Abg. Hertel: 
H~rr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf 
atl<.'h von dieser Stelle aus für die zahlreichen Eluun
gt~n und Glückwünsche, die mir anläßlich der Voll
endnng m('ines 65. Lebensjahres zuteil wurden, herz
lich danken. Wenn es in dem .Glückwunsch einer Frak
tion <les Stadtrates von Kaii.sersla.ui>ern hieß, daß mein 
Leben beispielhaft sein könnte für mandl.en J1.mgen a.us 
dem Nachwuchs, dann erblicke ich auch darin eine zu
~ützllche Ehrung, Ich habe es keine Stunde in meinem 
Leben, trotz alier gebrachte::i Opfer, bereut, daß ich 
1.J.;rdts vor der Vollendung meines 20. Lebensjahres 
einer politischen Partei beigetreten bin, die sich in den 
turbulenten Jahrzehnten, die hinter uns liegen, im
nwr als der entscheidende Bestandteil der Demokratie 
in De1.11~chland erwieRen hat. Auch war es mir an mei
nem Geburtstag eine stille innere Genugtuung, zu wis
c:!'n, daß ich durch meine politische Arbeit ein klein 
wenig dazu beigetragen habe1 die schaffenden Men
::;ch~n in D€ut.schland aus Fatalismus und Staatsfeind
schaft zum bejahenden Bekenntnis zum demokratischen 
nechtsi:;taat zu führen. Ich darf deshalb von dieser 
Stelle au:; dem Herrn Präsidenten und den Mitgliedern 
<les Präsidiums für <lie herzlichen Glückwünsche am 
Tage meines Geburtstages selbst, ich darf dem Herrn 
Mini~terpräsidenten und den Mitgliedern der Landes
re4ierung sowie den Fraktionen dieses Hauses und 
allen Abgeordneten, die am Geburtstag meiner ge
dacht haben, von dieser Stelle aus herzlich danken. 
Mit meinem Dank verbinde ich die Versicherung, daß 
ich bemüht sein werde, mid1 dieser Ehnm.g in Zukunft 
würdig zu erweisen. 

(Beifall des Hauses.) 

Präsident Wolters: 

Mei.ne Dall)Jen und Herren! Ah; Ga!Ythörer ;auf unserer 
Zu.,'ioCha-u.ertribüne sind A.ngehöri,ge der P4dagogiischen 
Akadiemi.e in Tri-er, der Kolpi.nigBfamilie in, Hauenstein 
unld :der Lan<lwi:rtF:chiafb~'Schul-e in M:=i,in7. anwesend. Ich 
<lad d·iP 7.'11hö!"er her7.lich beg1TiißPn. 

(Beifall des Hauses.) 

Wir trehm nunmehr in unsere Tagesordnung ein. Ich 
rufe auf 'Punkt 1 der Tagesordnung: 1 

Z:weite Beratung eines Landesgesetzes. !llur Er
gänzung und Ausführung des Gesetzes' :zur vor
läufigen Regelung des Rechts der Industrie- und 

Handelskammern · 

- Drucksachen II/300/3:34/3581:Jtl6 :-

Die Rerichter:;tattung des Wirtsch::ift:-:- und, Wiederauf
bauausschusse:s sowie des Rechtsausschu,sses erfolgt 
durch Herrn Al.>geurdneten Dr. Neubauer, cliem ich hier
mit das Wort erteile. 

Abg. Dr. Neubauer: 
Herr Präsident! Meine Damf'n und Herren! Dr,r Wirt~ 
schafts- und Wie<ieraufbau1111s~ehuß hat' die RGgie
rul'lgsvorlage- Drucksache II/306 in seiner: Sitzung am 
4. De:r.ember 1957 eingehend herat€'n. Bei der ~ratuni;( 
wurde grundsätzlich festgestellt, daß es Sich hier um 
ein Am:füh1"lmg~geset:r. im RHhmPn des Bundesgesetzes 
zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie
und ,Handel.lJkammern vom 18.. Deu:!mber 1956 ha.'1.delt. 
Materiell wW durch die Regienmgsvo1·lage die Orga
nisationsform der Industrie- und Handelskammern in 
Rhein!and-P!alz und deren Aufs.icht geregelt. Bei der 
Erörterung der Regierungsvorlage ergab sich eine län
gere Diskussion über die Zweckmäßigkeit der in der 
~set:r:csvorlage vorgeschlagenen Organisationsform. 
Nach AbwÄg-ung aIIer Grfinde ka1-c1 der .Ausse1.1uß zur 
Auf.fassun~. daß der Regierungsvodage ?.Weckmäßiger
wefse beizutreten sei. Irgt:mdwekhe Artderungsvor
schlä~ zur Reogi:er.ungsvorl~BJge hat der iWirtschafts
und WiederaufbauauS1Schuß niclit ~emacht; lediglich in 
der Drucksache II/304 schlägt der Wirtschafts- und 
Wiederaufbauausschuß die Inkraftsetzung des Geset
zes zum 1. Januar 1958 vor. Dieser Vorschlag erfolgte 
in der Annahme, daß gegebenenfalls die Cesetz.esvor
lage nocl\ im Laufe des Monats Dezember :vergangenen 
Jahres zur endgültigen Annahme geführt werden 
könne. Soweit dle Berichterstattung für den Wirt
schafts- und Wiederaufbauausschu(J. 

In seiner Sitzung vom 23. Januar 1958 hat skh der 
Recht8ausschuß mit de-r Regiemnrgworlage ~faßt. Er 
hat zu der Regel-ung der organisat.or,ischen Frage der In
dustl.".f>e.- und Handelskammern keine Stellung gcnom-
men. 

Der Rechtsausschuß hat sich im übrigen mit dem son
stigen materiellen Inhalt und insbesondere mit den 
Formulierungen des Gesetzentwurfes befaßt. Er schlägt 
dem Hohen Hause in seiner Drucksache ~r/358 redak
tionelle Änderungen in den §§ 1, 3 und 4 ·vor, die sich 
darauf beziehen, daß in der Vorlage b~i Aufskhts
aufgaben der Minister für Wirtschaft und ,Verkehr an
gesprochen v.:ird. Hier schlägt der Rechtsausschuß vor, 
in den Fällen, bc.i denen es ·sich um Aufsicht:saufgabe11 
handelt, an SreHe des MiLnisters das Minbltetium, bzw. 
die Aufsicll.tsbehörde einzusetzen. Eine m~terielle Än
derung der Regierungsvorlage wird dam}t nicht her
beigeführt. 

Im Gegensatz zum WirtschartsauRschuß hat der 
Rechtsaui;schuß weiterhin vorgeschlagen,. daß die In
kraftsetzung des Gesetzes in § 7 abgeändert wird, und 
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zwar dahingehend, daß das Gesetz am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft treten soll. 
Ich bitte im Namen der beiden Ausschüsse, die Vor
schläge in den beiden genannten Drucksachen anzu
nehmen. 

(Beifall des Hauses.) 

Präsident Wolters: 
Ich danke dem Herrn Berichterstatter .für die Bericht
erstattung über die Ausschußberatung. Wir treten 
nunmeht' in die Beratung ein. Ich rufe auf den § 1 
und eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Völker von der Fraktion der 
SPD. 

Abg. Völker: 
Herr Präsident! Meine sehr vet•ehrten Damen und 
Herren! Wir beklagen uns in der heutigen Zeit so oft 
über Dirigismus und Perfektionismus innerhalb un
seres staatlichen Lel:>ens. Ich glaube aber, wir tragen 
sehr oft selbst die Schuld daran bei der Verabschi<>.
d~ng von Gesetzen, weil wir glauben, es müßte alles 
bis auf!; i-Tüpfelchen juristisch und gesetzlich veran
kert sein. So auch bei diesem Gesetz, das heute zur 
Debatte steht und das die Regelung des R echts der 
Industrie- und Handelskammern vorsieht Im § 1 
dieser Vorlage wird festgelegt, daß in jedem Regie
rungsbezirk - also auch in Rheinhessen - nur eine 
Kammer existent sein soll. Wird das Gesetz in dieser 
Form angenommen, dann wird die seither selbständige 
Industrie- und Handelskammer in Worms, die auf 
Grund eines Rechtsstatus seit 116 Jahren besteht auf-
gelöst. ' 

Meine Damen und Herren, es geht hi€r um die Selbst
verwaltung einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft 
di~ sich selbst fin_anziert und selbst trägt. Es liegt als~ 
kem Grund zu emer Reform oder <'iner Umänderung 
vor. DLc .ganze An,gelegeruheit hat auch nichts mit 
elrl.Ct ev-entu-ellen Verwaltungsreform zu tun.. Man will 
hier n.ur etwas, ich will nicht sagen gleichschalten 
abel' gleich machen, wie es in den übrigen Regie~ 

' rungsbczirken seit eh und je war, daß nämlicli. nur 
eine Kammer besteht. Es liegt aber wirklich kein Grund 
da.zu vor, daß das in jedem Regierungsbezirk gleich 
sem muß. Auf die Bemüh~ d~r Industrie- tmd Han
delskammer um ihre Selbständigkeit brauche ich 
l'hne.n Lm einzelnen nicht einzugehen. In Form einer 
Denkschrift wurden sie Ihnen, meine Damen und Her
ren, im September 1957 von der Industrie- und Han·
delskammer Worms selbst sehr ausführlich dargelegt 
und die Diskussionen darüber haben einen sehr brei~ 
t~n Rawn eingeoommcn. Jedenf\alls steht fest, daß 
fur den Wormser Wirtschaftsraum, der keineswegs 
nach Mainz tendiert, sondern mehr in das Rhein
Main- und Rhein-Neckar-Gebiet hinein, die Wormser 
Industrie- und Handelskammer ein Begriff geworden 
ist. Auch die Zusammenarbeit mit den Behörden und 
der Wormser Wirtschaft ist sehr eng, und ich darf 
Ihnen sagen, daß ich bei der Kammer schon oft seh~· 
viel Verständnis für die finanzielle Not gelunden 
habe, in der sich die Stadt Worms als kriegszer
~törte Stadt befindet. Das einseitige Wirtschaftspon.ten
Ual, das in Worms duzich. das Vorherrschen der Leder
industrie vorhanden war, hat sich durch eine Umschich
tung unter Mihvirk:un.g der Industrie- und Handels
kammer Worms wesentlich gewandelt, und weser Vor
gJang fängt jetzt an, seine Früchte zu tragen. Auch das 
ist ein Argume·nt da!ür, daß die Kammer, die nunmehr 
auf eine 116jährige segensreiche Tätigkeit für ihr Ge
biet zurückblicken kann, exi1>tcnt bleibt. 

D~rüber hinaus hat die Wormser Wirtscllaft einmütig 
beschlossen, da.für einzutreten, daß die Selbständigkeit 
der Wormser lndustrie~ und Handelskammer auch für 
die Zukunft gewahrt werden soll. Es bestehen also 
hier keine Differenzen innerhalb des Beirates oder der 
Kammerangehörigen. Man muß die Frage stellen: Wa"J. 
spricht denn gegen eine selbständige Kammer in 
Worms? Etwa der Einwand, claß Gebiet, Einwohner
zahl oder Anzahl der Gewerbebetril~be n icht groß ge 
nug 6ind? Wer will denn hier eine Norm finden di-e 
sich an nackten Zahlen orientiert? Es gibt zahlr~ichv 
Kammern in unserem Bundesgebiet, die teils so groß 
wie Worms, teils wesentlich kleiner sind und troti.·· 
dem unangetastet arbeiten. Ich darf zum Be:i.spiel 
Dillenburg, Friedberg, Nürtingen, Lindau Neuß Eß~ 
lingen, Heidenheim, Fulda, Limburg und Bremerhaven 
nennen. 

·Es trifft doch. wohl auch nicht zu daß mit der Be
seitigung der Wormser Kammer Gelder eingespm·; 
wel'lden, denn d.ie Be:Lastung der WirU:.x:haft bleibt 
di.e g'1eiche. Die Wormser Kammer ist immer sehr 
existenzfähig gewesen, weil sie ja ein eigenes Ge
bäude besitzt, das erhalten geblieben ist und das 
sehr lukrativ an eine Bank vermietet ist. Es kann also 
nicht ins Feld geführt werden, daß durch eine Um
wandlung die Beiträge, die die Wirtschaft zu leisten 
hat, kleiner würden. Eine Unterstützung braucht dlt:! 
Wormser Kammer nicht, s ie ist von sich aus existenz
fähig. Ich möchte deshalb nochmals betonen, meine 
Damen und Herren, daß sich niemand ein Ut·teil über 
die Notwendigkeit einer Umorganisation der Kammc1· 
bilden kann, der n icht die Problematik der Wormser 
Wirtschaftsverhältnisse kennt. kh darf aber auch aus
drücklich darauf hinweisen, daß hier keine wil'tschart
lichen Separatisten am Werke sind, sondern es get.t 
vielmehr um die Erhaltung einer altbewährten Ein
richtu::g. Wer hier etwas ändern wiil, der sollte sich 
erst emmal mit der Problematik im Wormser Wirt
schaftsrawn befassen. Bis jetzt hat das noch niemand 
versucht. Es ist klar, daß weder das BundesgesetL. 
noch Artikel 69 Absatz 1 Satz 2 unserer Landesver
!assung der Beibehaltung der Selbständigkeit der 
Wormser Kammer entgegenstehen, denn die erwähnte 
Verfassunisvorschrift ist eine Soll-Vorschrift. Sie läßt 
von sich aus in begründeten Fällen eine abweichende 
Regelung zu. Wir haben auch Beispiele dafür. Es gibt 
Kammern, die über verschiedene Gebiete hinweg rei
chen, es existiert eine Kammei·, die über das ganze 
Landesgebiet hinweg reicht. Also, auch dort sind Aus
nahmen gemacht worden, und hier soll in umgekehr
tem Sinne verfahren werden. Worms ist eben ein sol
cher Ausnahmefall. Wir sollten uns auch bei einer 
gerechten Beurteilung des Problems nicht von Schlag
worten verwirren lassen. Sagt das Gerede vom groß
räumigen Wirtschaftsdenken etwas gegen eine kleiner..:: 
Kammer, die ihr Ohr an der Wirtschaft hat und in 

Einzelfällen schnell eingreifen kann? An einer Indu
strie- und Handelskammer wird, wenn überhaupt P o
litik, dann kleine Wirtschaftspolitik gemacht; denn die 
Wirtschaftspolitik für einen sehr großen Wirtschafts
raum geht kaum von e iner einzelnen Industrie- und 
Handelskammer aus, sondern bes tenfalls von deren 
Gemeinschaftsorganisation auf Landesebene im Zu
sammenspiel mit Exekutive und Legislative. Damit 
entfallen also sämtliche Gegenargumente, die in det· 
Debatte für eine Vereinheitlichung ins Treffen geführt 
werden. Es ist überhaupt verwunderlich daß es zu 
einem solchen .Änderungsantrag kommen' mußte zu
mal sich die Regierung mündlich und schriftlich, bis
her recht zustimmend zu der Selbständigkeit der Kum
mer in Worms geäußert h a tte. 

Wenn Sie den Abänderungsantrag nicht anerkennen 

.. 
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,y,1lker1 

würdPn, cl;;nn - das möchte ich auch noch betonen -
bliebe etwas weiterbestehen, was seinerzeit die Be
.'iatwngi;macht angeordnet hat. Es war der General Bou
lf'y. der damals im Namen der Besatzungsmadlt die 
Anordnung gab, daß in Rheinhessen nur eine Kam
mer exi,;;t.ieren sotl.e. Diese Anordnung ist abei· damali; 
nicht au!'gel'ührt worden, denn bisher war die Kam
m<>t' in \Vorms !mmet· noch selbständig, und sie hat 
<iu!-1-! ihn~ Prüfungen bisher selbständig durchgeführt. 
Es be8teht also gar kein Grund, nurunehr die Dinge :z:..:. 
iinclPrn. kh darf daran erinnern. daß wir schon einmal 
die MitBm~hme einer B<:satz.ungsmacht abgeändel'1. 
haben, und daß dieses Vorgehen mit einem viel grö
ßeren RiRiko verbunden war. Die Besatzungsmacht 
hatte nämlich seiner:wit angeordnet, daß es nur eine 
Kr<tnkenve1·:.;icherung geben sollte, und zwar die All
gemeine Ol'iskrankcnkasse. Das Hohe Haus hat da
ml:lls bescitlossen, daß trotzdem die kleinen Innungs
ka~s('n wieder zugelassen werden sollten. Das war 
danw!i; mit einem viel größeren Risiko verbunden als 
die Selbständigerhait.ung der Industr-ie- und Handels
k<>mmer in Worms. 
13it1.P. sf'hen Sie das ein: Die Kammer besteht seit 
116 .fahren, und wenn sie bisher zum Segen der Worm
~er Wirti;cha!t gearbeitet hat und weiterarbeiten kann, 
dann kommt das auch dem Lande zugute. kh bitte Sie 
dPshalb nochmals nachdrücklich, erfüllen Sie den ein
ht:>lligen Wunsch deT Wormser Wirt.schart und stimmen 
Sie dem Antrag zur .Änderung de:; § 1 der vorliegenden 
Ge~etze~vol'lage zu. 

(BC'ifall })(•i de1· SPD.) 

Präsident Woltt'rs: 
Herr Abgeordneter Völker, Sie wissen, daß ich per
s ünlich diesem Antrag nicht unsympathisch gegenü.ber
~t~~he, dnß Sie aber in Ihrem Antrag die lndus trio:>
unci Handelskammer tfi~ler üicbt aufgeführt höben, da~; 
k zinn ich fhncn nicht so ohne weiteres vergessen. 

<Heiterkeit des Hauses. - Abg. Völker: Das wird 
nachgeholt, Herr Präsident!) 

Als nächster hat das Wort Herl' Abg~rdneter Dr. Neu
bauei· von der Fraktion der CDU. 

1\ hg . Neubauer: 
Hen Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! 7.u den Ausführungen des Herrn Kollegen 
V<ilker müssen einige Bemerkungen gemacht werden. 
DC'r Herr Kollege Völker m-eint, daß man bei der- Or
ganisations form der Regierungsvorlage vielleicht v~in 
<' int>m Dirigismus oder Perfektionismus sprechen 
könne, und daß man einer sokhen Entwicklung nicht 
L'o!g1m dürfe. Nun, man könnte von einem Perfektio
nismus sprechen, wenn man für jede wirt.schl:l!tliche 
Sonderlage in jedem kleinsten Teilgebiet des Land0~ 
<'inP eigene Industrie- und Handeli;kammer errichten 
wollte. D<is wäre meiner Auffassung nach Perfektio
ni.smus. während die Regierungsvorlage das Gegen
teil erreichen will. Sie wlll vermeiden, daß eine del'
artige Vielzahl von Kleinstkammern sich in unserem 
Lande bil<let. Heute ist ange:,proehen die Industrh~
und Handelskammer des Land- und Stadtkrcbies 
wm·ms. Wir müssen beacnten, daß an den Stellen deR 
L::i.ndes, wo sich ähnliche Schwerpunkte wirtschaft
licher Sonderinteressen gebildet haben, man trotzdem 
nicht dar~n denkt, nun unbedingt für den kleinsteu 
lokalen Wirtschaftsraum eine eigene selbständige In·· 
du~tril"- und Handelskammer zu errichten. Man weiß 
auC'h. daß mit einer Neben- oder Außenstelle einer 
Tndu,strie- und Handelskammer, die für einen Groß
raum zuständig ist, die gleichen Ergebnisse erzielt 
;verden, nämlich, die gleiche selbständige Arbeit für 

die Aufgabenerfüllung auf diesen Spezialaebieten, für 
die man besonders interessi1;>ri ü;t. Ich darf nlH' eria
nern an· den Sieger Raum. an den Betzd9rfer Raum, 
ich dal'f erinnern an den Raum Idar-O*cr~tein, id1 
darf erinnern an den Raum Neuwied, nicht zu ver
gessen 1et~ten Endes der Raum Ludwigsh~fen. 
Meine Damen und HerrE>n! Wer wollte difSen kleinen 
Räumen verwehren, daß sie die gleiche FQ1·derung er
füllt erhalten, wenn wir im Raume Worrtls dem An
trag des Kollegen Völker und anderer n'l'ochkommen? 

(Abg. Beckenbach; Es liegt kein Wunsch vor aus 
di..,sen Gebieten! Sie sind doch zufrieden!) 

- Herr Kollege Beckenbach, es '.vurde vo~ dem Herrn 
Kollegen Völker darauf hingewiesen, d~ß sich nie· 
mand in diesem Hohen Hau:se um die jverhältnisse 
der HandeWcammer Worms gekümmert hiätte. Das ist 
unrichtig. Der Herr Pdisident hat bereits für seine 
Person darau.r hingewiesen. Ich glaube n~cht, daß Si•' 
sich um die Verhältnisse im Sieger Ra'jlm Qder im 
Idar-Ober:slelner Raum im Hinblick auf Wünsche für 
elne besondere selbständige Industrie- uhd Handels-
lrnmmer gekümmert haben. ' 
·wir wissen· alle, daß es nicht darauf ankdmml, ob bei 
der Erörterung eines Einzelproblems ,gjleichgeartelc 
Probleme iichw'an: auf weiß schon auf dPtn Ti:;;ch die·· 
:>es Huuses liegen. 
Zur Sache 1>elbst! Auf Grund des Bunde~gesetzes ha
ben wir eine bestmögliche rationelle Organisations
form fü1· die Industrie- und Handel;o;kflmfi1ern in un
serem Lande zu finden. Grundlage dafiir ist an i;ich 
schön dl'r Artikel 69 d<'r Verf~1~~ung in :rein formal„ 
rechtlichet· HinRieht. Denn die Väter der Verfassun~ 
des T K1ndf's Rlwinland-Pfal7. wissen, daßi die Formu
lierung, wo es heißt, daß möglichst .ie Befl.irk eine In
dustrie- und Handelskammer zu errichtert ist, niCht so 
gilt, daß auch in kleineren Rer.it'ki)'n Industrie- und 
IIandelskar11iTJ.tiTl gew-ollt s ind, sond.ern: in1 Gegen
teil, da.U man diese spezielle Formulienung deshalb 
gev.:ählt hat, wn es von der V crfru:-sunjf her zu er
möglichen, daß mehrere Bezirke in den Bereich einer 
einzigen Industrie- und Handelskammeti zusammen
ljie.t~J;lt Vl'.erdq;i. E;s. ist v.on den Verfassu~ggebern ge
nau das tTmgelwhrt.e gewollt, was hier mit dem An
tr<>g :mgl'st.rcbt wird. Abe1· dat·über hinaus gibt ei; 
mit Ausnahme der interessierten Kreise in und um 
Worms aus der Wirtschaft keine Stimme, die bei der 
Ordnung der Organisationsform der Indus trie- und 
Handelskllmmern dieser Form· der Ordnung, wie es 
hier in dem Antrag vorgesd1lagen wird, das Wort 
~P.t. Es ist nun einmal so, daß im Grundsatz die 
Wirksamkeit der Tätigkeit einer Industrie- und Han
delskammcl' nur dann bestmiiglirti gewährt ist, wenn 
die Marktanalysen - das ist eine der wichtigsten Auf
gaocn e1ner Industrie- und Handelskammer -, Gut
achten und unterstützende ßel'ichte an die Regierungen 
über den eigenen Kirchturm hinausgehen, weil sonst 
die Gefahr besteht, daß bei bestem Willen selbst eine 
objektiv allgemein anzuel'kennende Beobacl1tun1'( und 
Folgerung daraus schlecht möglich ist. 1 

Der Hauptgrund, den die Antragstellet vorbringen. 
he?:i~ht sieh auf die historische Entwitklung. Diese 
Begrlindung ist, meine ich, nicht sehr gut. Wir 
wissen alle, ob Wirtschaftler oder Nichtv:irt~chaftler. 
daß es fm gesamtl'!n Lebensbereich j~es einzelnen 
schlecht wäre, zu begr:-ünden, daß man aus historischer 
Hergekommcnheit moderne Rationalis ierung jeglicher 
Art, nicht nur in der Produktion, sonderh auch in der 
Verwaltung, ignorlerPn könnte. 1 

(Abg. Beckenbacl1: Der Herl' Minist~rprfü;ident 
,hat die Begründung für die Existenz ~es Landes 

von dei· histodsd1en Basis <iu;; vorgepomm•m!) 
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(Dr. Neubauer! 

Meine Damen und Herren! Es ist sehr leicht, Ver
gleiche zu ziehen zwischen Dingen, die miteinander 
nicht vergleichbar sind. 

(Abg. Beckenbach: Ja, wenu zwei dasselbe tun, 
ist es noch lange nicht das gkiche!) 

Wir wissen alle, daß wir heute in der Produktion mil 
historischen Produktionsmethoden nichts mehr zu tun 
haben wollen. Wir wissen alle, daß Spezialisierung 
heute, insbesondere auf dem Gebiet der Wirtschaft, 
uuch auf dem Gebiet der Wirtschaftsbeobachtung, not
wendig ist, um die erforderlichen Ergebnisse zu er
halten. Das bedeutet aber, auf die Organisation der' 
Industrie- und Handelskammern bezogen, daß man 
Einrichtungen schaffen muß, die so groß und deshalb 
auch so stark sind, daß für alle Spezialgebiete im In
tcr·esse der zu betreuenden Wirtschaft, die besten 
Sachkenner angesetzt werden können, um das zu er
reichen, was man überhaupt mit den Industrie- und 
Handelskammern erzielen will. Das bedeutet, daß di<' 
selbständigen Industrie- und Handelskammern über 
größere Räume gesetzt werden müssen. Das besagt 
ni<.ht, daß nicht gleichzeitig in dem Raum einer Ind~
strie- und Handelskammer Außenstellen an einzel
nen Punkten existent werden können, die im Rah
men ihrer Tätigkeit auf Grund der Satzungsbestim
mungcn - die jede Industrie- und Handelskammer m 
der Lage ist, sich selbst zu setzen - eine absoluh~ 
Selbständigkeit in ihrer Arbeit im Rahmen der Ge
l'amtorganisation zu geben. Ich meine, das ist für den 
vorliegenden Fall das Entscheidende. Es ist ganz 
klur, daß im Raume Worms Spezialfragen der Leder
industt"ie zur Diskussion stehen. Wer verwehl'i es, übet' 
die Satzung - das ist eine Frage der Satzung und 
nicht des Gesetzes - der Industrie- und Handels
kummer in Worms als Zweig-- oder Nebenstelle det' 
Industrie- und Handelskammer Rheinhessen, die 
Federführung über solche Fragen zu übernehmeu, 

·die sie heute als Schwergewicht ihrer Tätigkeit fül' 
den Raum Worms herausstellt. 
Die Frage des selbständigen Prüfungsr echts ist eben
falls eine Frage der Satzung und nicht des Gesetzes. 
Das heißt also, man kann es auf jeden anderen Punkt, 
der konkret angesprochen wird, ausdehnen, daß dk 
heute bestehende Organisationsform in Worms im 
Ruhmen der Industrie- und Handelskammer Rhein
hessen über die Satzung jede Bewegungsfreiheit er 
hält, die sie im Interesse der Wormser Wirtschaft für 
ihre Arbeit für notwendig hält. 

(Abg. Beckenbach: Warum denn ändern, wenn 
man nichts ändern will?) 

- Herr Kollege, wenn Sie verstanden haben, was ich 
vorhin über die allgemeinen Aufgaben sagte (Wirt
scha!tsanalyse und Beobachtung) ist Ihr Zwischenruf 
erledigt. 

(Abg. Könlg: Das können Sie ja selbst zu 
Hause durchlesen!) 

- Etwas lauter, Herr Kollege König, dann kann ich 
Ihnen auch antworten. 
Es wurde am Schlusse vom Herrn Kollegen Völkel' 
noch darauf hingewiesen, daß man auch beachten 
müsse, daß die Aufhebung der formal selbständigen 
Kammer ein Besatzungsrecht sei, man solle dieso.? 
Dinge mit In Betracht ziehen. Es wird sehr oft unrl 
sehr viel mit solchen Argumenten versucht, die Stim
mung und Meinung zu beeinflussen, wenn man sach
lich irgendein Ziel verfolgt. Herr Kollege Völker. 
eines Ist ja richtig, daß an sich die Industrie- und 
Handelsk ammer in Worms bP-reits vor dem Besat
zungsrecht, nämlich zu einem Zeitpunkt in den drei·
ß!ger Jahren, als die Gauwirtschaftskammern geschaf
fen wurden, als selbständige Industrie- und Handels-

kammer, wie in ganz Deutschland, damals aufgelöst 
bzw. überführt worden ist. 

(Abg. Völker: Wollen Sie diese „glorreiche·· Zeit 
als Begründung anführen?) 

- Nein, Herr Kollege Völker, ich wollte nur darauf 
hinweisen, daß die selbständige Tätigk eit der Indu
strie- und Handelskammer !rüher aufgehörl hat und 
daß sie nach 1945 nicht wieder existent geworden ist, 

(Abg. Völker: Sie ist existent geworden!) 
- gleichgültig, ob sie sich so betätigt hat, als ob .sie 
wieder als selbständige Industrie- und Handelskam
mer errichtet worden wäre, Das is t eine zweite Frngc. 

(Widerspruch bei der SPD. - Abg. Kuhn : S<1gen 
Sie das der Wirtschaft in Worms!) 

- Oie Wirtschaft in Worms weiß das. Sie h a t selbst-· 
verständlich - das ist menschlich zu bt;?grdien - loknle 
Interessen. Wir dürfen die Sache uber nicht nur uL1.-; 
lokalen Interessen sehen oder so formulieren, 

(Abg. Völker: Was sind denn da für lok:.1le 
lntel'essen?) 

daß aus dem Gedanken der Selbstverwaltung herau<: 
alle lokalen Interessen damit sanktioniert sein müs
sen. Aus sachlichen Gründen, die auch im Bunde!l
gesetz angesprochen und vorgeschrieben sind, kommen 
wir um eine großräumige Organisation n icht herum. 
!Ch glaube daher - das ist a uch die Auffa~sung der 
überwiegenden Mehrheit meiner Freunde ~ . daß wir 
den Inte.l'essen der Wirtschaft in Rheinland-Pfalz, die 
über die Industrie- und Handelskammern in jeder 
Weise betreut werden, nicht dienen, wenn wir zu der 
kleinräumigen Lösung überge hen. Wir halten es fül' 
er!orderlich, daß die großräumige Lösung bcstehet. 
bleibt, wie sie im Regierungsentwurf vorgeschlagen 
worden ist. 

(Beifall bei den Regierun gsparteien.) 

Prisident Wolters: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Lotz von der Frak
tion der FDP. 

Abg. Lotz: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich kann 
die Worte meines Vorredners nur unterstreichen und 
unsere Meinung dahingehend bekanntgeben, daß auch 
wir uns nicht für die Sepa ratlösung einer Kammer 
Worms einzusetzen vermögen. 
Ich möchte hier keine Wiederholungen vorbringen. 
Aber, Herr Kollege Völker, weil ich wußte, daß das 
heute hier zur Sprache kam, habe Ich im Wlrtschafts
ausschuß an die Vertreter Ihrer Partei die Frage ge
stellt, welche Meinung sie hätten - nicht nur zur Kam
mer Worms -, sondern zu den Fragen, die auch von 
Ihnen vorgetragen wurden und zu den Fnigen, di~ 
auch aus den anderen Kreisen - Idar-Oberstein 
usw. - kommen \11erden. Wir müssen uns dari.lber 
klar sein, wenn wir eine Kammer Worms schaffen, 
daß dann mit dem gleichen Recht andere Wirtschaft;.;
bezirke gleicher Größe und ähnlicher Art an uns her
antreten werden. Diese Wünsche kommen. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Diese Wünsche kamen bisher nicht, 

(Abg. Dr. Boden: Sie kommen aber!) 

weil es ganz klar war, daß der Gesctzgebc1· doch seh1· 
wahrscheinlich nicht eine kleinräumige Kammerord
nung schaffen würde, sondern aus d:?r ganzen Struk
tur unserer Entwicklung zu einer größeren Organi
sation übergehen wird. Wenn Sie nun bei de r !rühel 
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sa!;\l'll, sie :<1.i11nme aus dem Jahre 184;!, dann muß ich 
Ihnen d;:ir;rnf folgendes erwidern: \lif<!nn wir einmal 
andere Wirt~chat:Lsr.äume, die heute in iht't!r Bedeutung 
oie gleiche Größe wie Wonni-: haben, untersuchen, dann 
stellen wir oft fe5t, daß im Jahre 1842 in diesen Ge
bieten überhaupt nichts da war. Betrachtet man also 
heute die Dinge, dann kann man nicht vom damaligen 
:->tandpunkt ausgehen, sondern mu1i gerade bei den 
lnclu~tril?- und Handelskamm~rn von der wirtst.:.hcift
lichcn Entwicklung und der .i et z i gen Bedeutung 
dieser Gebiete ausgehen. 
HC'l'l' Koll~g<> Völker, ich glal•be nicht, daß die Mei·· 
11un.i< in Worms so ungeteilt ißt. Sie ist auch geteilt, 
nin:;;ichtli<'h der Bestrebungen. 

(Abg. Völker: Wollen Sie dt'ls bezweifeln?) 
- Hen Knllege Völker. man iw.nn sich in Worms ein
JH<ll umhiir'P.n und sich mit Wormser Geschäftsleuten, die 
der Lndm·trie- und HRndels!rnmmer angehören, unter
nl:llten. Dies wäre sehr intt~re~sant. Sie werden Ver· 
~t~indni.~ haben für die Regierungsvorlage, wenn man 
füe da1·i.lber befragt. welche Wirkungsmöglichkeit die 
Indu:::tt'ie- und Handel~kammer hat, wenn man vor 
allen Dingen die finanzielle Seite betrachtet. 
Herr Kollege Völker, es ist doch unbestritten, daß b~i 
de!' Art der Organisation hier die Beiträge am höd1-
''tf:'n im Land sein müßten. Sie wissen, daß die Kam
mer in Koblenz vor einiger Zeit die Beiträge hemb
geRC"tzt h<tt. Ich möchte wie mein Vorredner dC'n Ar
tikel 69 nicht so auslegen, nun auf kleinräumigP 
Kammerbezirke überzugehen: gerade dadurch wird 
dn Weg ge\viesen, der sich in der jetzigen Organi
:.;ution deutlich zeigt, daß nämlich die Regi.erung:;:
bC'7.i1·ke Kohlen;-, und Montabnur nur eine KammE>r 
besitzen. und zwar gerade auf Grund der wirtschaJ't
li('hf'n Strnkt11r dwser GebiPtF> und wegen der wirt
sclrnftlichen Aufgaben. die der Indm:trie- und Handels
frnmmer hf'l11<> nun einmal gestellt sinct. 

iAh~. Hl"rtel: Die haben noch nie eine gehabt. 
Herr Kollege!) 

- Herr Koll<>ge Herte!! Das ist für mich kein Grund, 
daß es so sein könnte. 

(Al)g. H"rt<>l: Wo bleibt die Achtung vor der 
Tradition ?J 

Der Herr Kollege Völker hat auf kleinere Kammern 
verwiesen. Wenn die~e nun g1mau wie die Worms.Pr 
Knmmer, das heißt nur unt1~r lokalen Gesichtspunkten., 
dächten, dann hätten sie sehr wahrRrheinlich auch auf 
eine eigene Kammer gedrängt. Aber dort hat. die Vt>r
nunft ge;;prochen. Herr Koll„ge Völker, denken Sie 
einmal an die Prüfer- und Gutacht~rtätigkeit und die 
damit ;r.usi-immenh.iing•mden Dinge. Das läßt sich doch 
in einer größeren Kammer viel besser durchfiihr!'n 
und verwirklichen. 
DiC' Kammer für Rheinhesscn wird in ihrer Wirt
!>Cha t:t"~tr11kt1.1r 1ind in der Zusammensetzung der Ge
werbebetriehe nicht anders beschaffen :;:ein. als es bei 
der Kammer Worms einmal gewesen ist. Alle diese 
Dinge, die in Worms erledigt werden konnten, kön
nen in der Kammer für Rheinhessen genauso gut er
ll?digt wi>rdcn, aber noch zu einem viel niedrigeren 
Beitrag, als dies im anderen Falle möglich wäre. 
Eines muß man sagen: Wir haben im Ausschuß die:se 
Angelegenheit genau behand('Jt Wir betrachten es als 
die beste T .ösung, daß 11ich im Rahmen der Selbstbf,„ 
stimmung die Kammer für Rheinhessen eine Organi
s<i.iion gibt. die nun einer Außenstelle in Worms die 
Aufgaben überträgt, die für die Wormser Verhältnis,;;e 
bestimmend sind. Diese Art der Organisation kenn·~ 
ich uuch von J3dzdorf her; in Neuwied, Koblenz, Idar-

Oberstein und in anderen Teilen ist dasseH~e der h'all. 
Es wäre falsch von uns, wenn wir zu einem kleinräu
migen Denken übel·gingen. Wir müssen im Gegenteil 
ge.i:ade zugunsten der Industrie und der Wirt.schart zu 
e~nem großen Kammerbezirk für Rheinhessen kom
men. Deshalb lehnen wir Ihre Vorlage ab. ! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident· \Volters: 
Das '\.Yort hat Herr Abgeordneter Völke~ von der 
Frakijon qer SPD. ' 

A bg. Völkf'r: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herred ! Zunächst 
<l1;1d ich den Änderungsantrng II/366 mundlich er
gänzen, da im Büro ein Schreibfehler passiert ist. Es 
muß an dritter 8telle dieser Auf7.ähhrng i <lPr Kam
mern noch - wie in dor Regiei·ungsvorlage 1- ejngcfügt 
werden: 

die Indu:::hff!- und Handel~kammer trier 
(für das Gebiet des Regierungsbezirks! Trier). 

Meine Damen und Herren! Meine beiden: Vorredner, 
die Herren Kollegen Dl'. Neubauer und ~otz, haben 
eigentlich bewiesen, daß iht·e Argumente. ad absur·· 
dum geführt werden, insbesondere als sie ~agten, daB 
Spezialau Fg~ben der Wormser Kammer ! übertrage:1 
werden könnt<>n. Damit träte doch eine Zweigleisig-
keit ein, die bestimmt keiner will. ' 

(Widerspruch bei der CDU.) 
Man kann meines Ernchtens auch nicht damit at'gu
mentie1·en, daß man sagt, es könnten dann auch von 
anderen Gebieten unseres Landes Anh'äg~ kommen. 
Dort war bisher keine Kammer, und solche Wünsche 
liegen aucti. nicht vor. Aber hier existiert ·eine Kam
me1· sdt 116 Jahren. Ich darf auch annehmen, daß di'' 
Worn;iser Wirtschaftler genauso klug sind wie die 
cu1<ltmm im Lund, wenn sie einheiiig den BeschluH 
gefaßt haben und darwn bitten, die Sel~ständigkeit 
der ~el' zu erhalten. Es ist doch au<;h gar kein 
Risiko dabei. Wenn die Kammer Worms an Mainz 
angeschlossen werden sollte, dann werden die Beitriige, 
Herr Kollege Lotz, entgegen Ihrer Auffassung, höher 
sein; denn das hat sich bisher ~ehon aus den erhobenen 
Forderungen herausge:stellt. 
Die Wonnscr Kammer ist in :.ich viel exiljltenzfähigt'!' 
als eine große Kammer für Rhtinhessen. A'uch in klei
nen Räumen kann eine gute Arbeit geleiSltet werden. 
Ich h<ibe Ihnen doch genug Beispiele angetührt. War
wn ist dies denn in anderen Teilen des But).desgcbiete!l 
möglich? Dort gibt es Kammern nlit eine~ noch klei
neren Bezirk als der der Wormser Kammei. 
Das hat auch mit der Verfassung nichts zu tun. D~;; 
habe ich vorhin f:chon angeführt. Es handelt sich um 
eine S~ll-:}rorsehrift, wonach Ausnahmei:L_ :t.ugt!lassen 
werden können. Sie, meine Damen und J:ierren, sind 
doch diejenigen, die immer so stark für di~ Wirtschaft 
eintreten. Und hier liegt ein echter Wunsch: der Worm
ser Wirt!'chaft. vor. Warum wollen Sie diesen Wunsch 
verneinen? Warum wollen Sie die Selbständigkeit und 
damit die Selbstverwaltung der Kammer ~icht erhal~ 
teo.2 , Ich .. bitte Sie nochmals, stimmen Si~ dem nun
meht; g~derten Antrag zu, damit die Worrnser Kam-
mer ihre Selbständigkeit behält. ' 

(Beifall bei der SPD.) 

Prltstdent \Voliers: 1 

Meine Damen und Herrenl Wortmeldu~gen liegen 
nicht mehr vor. leb lasse abstimmen übet; den Ände
rungsantrag, Druc-ksache II/366, der Abgeordneten 

·Völker, Wetzcl, Martenstein u a. Wer diesem Ände·-
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rungsantrag zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen! - Die Gegenprobe. - Der Antrag ist mit 
45 gegen 36 Stimmen abgelehnt.. 
MC'ine Damen und Herren! Ich lasse nunmehr über den 
.Änderungsantrag II/358 abstimmen. Es besteht Einig
keit darüber, daß bei Annahme dieses Antrages der 
Antrug II/334 damit erledigt ist. Wer dem Änderungs
antrag des Rechtsausschusses 11/358 zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe~ 
Stimmenthaltung! - Der Antrag wurde angenommen 
bei Stimmenthaltung d er Fraktion der SPD. 
Ich rufe nunmehr auf die §§ 1, 2, 3, 4, 5, 6 und 7 der 
Vorlage II/306; Einleitung und Überschrift. Wortmel
dungen liegen nicht mehr vor. Ich schließe die Bi.~
sprcchung. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem 
Gesetz in zweiter Beratung zustimmen will, den bitte 
kh um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimm
enthaltung! - Das Gesetz wurde in zweite1· Beratun~ 
mit groß<'r Mehrheit angenommen. 
Wir treten gleich in die dritte Beratung ein. Ich rufe 
aur die §§ 1, 2, 3, 4, 5, 6 und 7; Einleitung und Über
schrift. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe 
die Besprechung. Wir kommen zur Abstimmung. Wel' 
dem Gesetz in dritter Beratung zustimmen will, den 
bitte ich, sich vom Platz zu erheben. - Die Gegen
probe! - Stimmenth<1Jtung! - Das Gesetz wurde mit 
großer Mehrheit angenommen. 

Ich rufe auf den Punkt 2 der Tagesordnung: 

Große Anfrage des Abg. Demmerle u. a. betreffend 
Absatz von Sommergerste 

- Drucksache II/ 350 -

Die Begründung der Großen Anfrage erfolgt durch 
den Herrn Abgeordneten Demmerle, dem ich hiermit 
das Wort erteile. 

Abg. Demmerle: 
Herr P1·äsident! Meine Damen und Herren! Vor .Ihnen 
liegt die Drucksache II/350 - Große Anfrage des Ab-· 
geordneten Dcmmerle u. a. betreffend Absatz von 
Sommergerste als Braugerste. In verschiedenen Lan
desteilen, vor allem im Alsenz-, Glan- und Nahetal 
sowie Im Maifeld, liegen noch einige tausend Tonnen 
bester Sommergerste, die als Braugerste wegen zu 
hohen Eiweißgehaltes nicht abgesetzt werden können. 
Es tri!ft bedauerlicherweise die Gebiete, welche nor
malerweise die beste Braugerste liefern. Die Bauern 
sind deshalb ungehalten; denn es beginnt schon die 
neue Saat, und die Gerste lagert zum Teil bei ihnen 
selbst, zum Teil in den Lagerhäusern von Raiffeise!1 
und des Handels. Bisher konnte noch nicht abgerech
net werden; es sei denn, daß sie die Gerste zum Fut
lergcrsteprcis von 37,50 DM pro hundert Kilogramm 
abgeben. Der Ausfall ist ihnen zu groß, und deshalb 
sind sie ungehalten. 
Der Eiweißgehalt ist von dei' Natur und der Witte
rung abhängig. Die drei Wochen lang während~ 

Tropenhitze im Juli vorigen Jahres hat das Wachs
tum der Gerste untel'brochen. Das Eiweiß konnte nicht 
umgewandelt werden, und dadurch ist der hohe Ei·· 
wcißgebalt entstanden. Die Braugerste unterliegt 
Qualitätsbestimmungen, die in jahrzehntelanger Arbeit 
geschaffen worden sind. Es soll hier nicht über die 
Qualitätsbestimmungen gesprochen werden; hier ist 
nicht der Platz dafür, aber bedenken wollen wir, daß 
im Bundesgebiet 1 800 000 t Gerste erzeugt werden, 
wovon nur 800 000 bis 900 000 t - also knapp die Hällte -

. uls Braugerste Verwendung findet. Da der Bierausstol?. 
nuf über 45 Millionen hl angewachsen ist, braucht man 
im Bundesgebiet etwa l 200 000 t Braugerste. Da die 

Eigenerzeugung - auch bedingt durch den Ausfall -
nur 800 000 bis 900 000 t beträgt, wurden vor kurzem 
von der Bundesregierung 300 000 t Braugerste zur 
Einfuhr freigegeben. Die Einfuhr der ausländischen 
Gerste, die einen weit niedrigeren Eiweißgehalt als die 
inländische hat, wurde schon seit langem von den 
Mälzereien mit der Begründung verlangt, daß man 
das erzeugte Malz der eiweißarmen und der eiweiß
reichen Gerste verwenden könne, um zu einem bes
seren Resultat zu kommen. 
Die Vertreter der Bauern in den einzelnen Organi
sationen haben sich bisher mit der Begründung gegen 
die Einfuhr gewehrt, zuerst müsse die einheimische 
Gerste restlos verwendet sein. Nun ist die Einfuhr der 
ausliindischen Gerste zugelassen. Die Bauernorgani
sationen wünschen jetzt, daß die einheimische Gerstt• 
soweit wie möglich mitverbrnucht wird. Diesen Wunsch 
möchte ich hiermit an den Herrn Landwirtschaftsmini
ster herantragen. Wir bitten ihn, mit der einheimi
schen Malzindustric zu verhandeln, um zu erreichen, 
daß die Gerste so weit wie möglich als Braugerste 
aufgenommen wird. Wir haben weiter folgende Bitte: 
Da jetzt 300 000 t ausländische Gerste hereinkommen, 
wovon die Einfuhr- und Vorratsstelle des Bundes je 
Tonne 130,- bis 135,- DM abschöpft, müßte es doclt 
möglich sein, daß den betroffenen Bauern in den ve1·
schiedenen Gebieten ein kleiner Ausgleich geschatren 
wird. Wie dies geschehen soll, das wollen wir den Be· 
hörden überlassen, aber etwas muß meines Ernchtens 
getan werden. Die Bauern warten mit großer Sn:m
nung auf das Ergebnis der heutigen Aussprache im 
Landtag. 
In Bauernkreisen spricht man davon, daß es dem 
bayerischen Landwirtschaftsminister gelungen sei, dort 
die Braugerste, die zum Te il auch einen hohen Ei
weißgehalt hatte, unterzubringen. Viellekht gelingt e:, 
unserem Landwirtschaftsminister, ebenfalls etwas in 
dieser Hinsicht zu tun. 
Die Bauern möchten wissen, was bisher getan wurde 
und was der Herr Minister weiter :zu tun gedenkt. 
Ich übergebe ihm jetzt einen Zeitungsartikel aus dem 
Kreise Rockenhausen, aus dem er ersehen kann, wit~ 
stai·k die Gemüter der Bauern erregt sind und w:1~ 
sie hier erwarten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident WoJters: 
Die Beantwortung der Großen Anfl'uge erfolgt durch 
Herrn Staatsminister Stübingcr. 

Landwirtschaftsminister Stüblnger: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Große 
Teile unseres Landes gelten seit jeher als ausgespro · 
chen bevorzugte Braugerstengebiete. Klima- und Bo„ 
denverhältnisse gestatten in den meisten Jahren, hier 
gute und mittlere sowie beste Qualitäten - je nach 
dem Jahrgang - zu erzeugen und auf den Markt zoi 
bringen. Diese bevorzugten Gebiete sind genau wie 
unsere Weinbaugebiete speziell abgegrenzte Land
schaften in unserer Heimat, die sich in der Haupt
sache von der Vorderpfalz über Rheinhesscn hinweg, 
die Nordpfalz und den südlichen Teil des Rheinlandes, 
insbesondere auch über den Kreis Mayen, erstrecken. 
Diese Lagen zeichnen sich in der Regel durch ein ver· 
hältnismäßig trockenes und warmes Klima aus, und 
die Böden, auf denen diese Braugersten erzeugt wer
den, umfassen Lehm- und leichtlehmige Sandböden. Es 
sind also im Grunde genommen Böden, die im Wein
klima oder am Rande des Weinklimas liegen. Die typi
schen Braugerstenlagen schälen sich in dem genannten 
Gebiet au! Grund der Erfahl'ungen besonderer Art, 
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wi(' wir :<iP im Laufe i:IE'r .Jahre immer wi<>dec· machen 
ffil.li'Rf>O, hPl"2 US, 

Zu a!\ den Dingen kommt eine jaru:zehotelange An
bautradition hinzu, die zu allen Zeiten gepflegt wurd1:: 
1md die notwendig ist, um eine Sonderkultur zu be
treibE•n, gleichgültig, ob es sich um Tabakbau, Wein·
hau oder Braugerstenbau dreht. Wir haben vor 1933 
in;.;l/f';;on<lPrP in df'r Pfalz die bekannten Acker- und 
G<'r:<tenbauvPreine ge.e:ründet, die damals eine segens
t'PIN'!P \\'irkun~ au!:j!"Piibt. haben. 
kh hah.P in meiner Tätigkeit als Landwirtschaft.smini
"kr dic~sl's Land~ immer Werc darauf gelegt, auch den 
~l>f'ZiPllt>n Ackerbaugebieten, in denen sonstige Son
derkulturen nicht bdt'it:tl.ien werden können, durch den 
Hr:11uw1·'itenbau einen Ausizleich zu geben. damit sie 
!~f'l'<H'iP mil dieser Kultur einen gewissen Schwerpunkt 
m ihrt>r J<:r7.c>11gu ng er:d('!len k:önnen. So i·st nach dem 
/. \•;Pi lf'n w„Jtkrieg durch <lie Initiative der Landes
J'el<(ierung und de1• beteiligten Wirtschaftskreise, insbe
,..;on<ll'rf> cier Flrau- und Malzindustrie, die Br.auger
s ten.,;lelle von Rheinland-Pfalz in Worms errichtet wor
dt>n, w1>ld1t> speziell die Aufgabe hat, den Braugersten
b ; 111 1,u ll<'tn•uen un<l den Gedanken der Einheit der 
C~mditätsl•rzt»ug.ung :l.U pflegen. Wir wE>rdffll <lafür sor
~cn. Hen- Kollege Völker, daß dies>e Braugerstenstelle 
nicht f>hr?r Indui'trie- und Handelskammer weggenom
m,•n wlt·d. >S~>nde-rn daß i>ie in Worms bleibt. 

(Heiterkeit bei der CDU'. - Abg. Völk~: Ein 
!->Chwfu 41Pr Tros t der T ,;inrlP>sregierung, die Worms 

~owieso vergißt!) 
Die .l:kaugerste gilt a l:.• Sonderkultur, die an die Kunst 
rks F:rz!'t1gers und an die Gunst des Klimas besondere 
An fordet'l.mgen stellt. 
Wt•nn WH' die.ses Problem, das heute hier behandelt 
wird, einmal grundsätzlit·h betrnchten, dann geht es 
um folgendes : 
F.s ist nicht so, daß die F.rzeuger ihre G€rste nicht 
ahsC't1.en können. sondern sie können sie nicht als 
Brau~ersie absetzen. Für diese Frage und für das 
Wort Bniug f't-Sle liegt nun einmal ein.e gewisse 
Qualitätsvoraussetzung vor. Nach dem Getreidepreis
ges€'t7. ist Braugerste eine Gerste, die insbesondere 
nal.'h Keimfähigkeit, nach Eiweißgehalt und nach 
R('inheit 7,ur HersteHung von Braumalz geeignet ist. 
Für Braugerste von durchschnittlicher Beschaffenheit 
clarf also df~r Eiweißgehalt in der Trockensubstanz 
nicht mehr als 12 v. H. betragen. Außerdem wird ein 
bestimmter Feuchtigkeitsgehalt gefordert, ferner u. a. 
eine gesunde, vollkörnige, feinspelzi<ge und helle Ware, 
bei der AUSRehen, Geruch und Fat·be einwa ndfrei sind. 
Gute Sortiemng und Freiheit von Verunreinigung, 
Arten- und Sortenreinheit sind selbstverständlich und 
!ür WRl'P, die als Braup;erste ll:bge~etzt werden soll, 
Ltnet·läiUich. An Keimfähigkeit un:d Keimkraft werden 
höchste Anforderungen gestellt. 
Die großen Bl'.augers tenausstc:llungen, die früher in 
München und Berlin durchgeführt wurden und seil 
Errkhtun"I{ des Landes Rheinland-Pfalz nun alljähr
lich in Worms stattfinden, haben an uod für sich 
immer wiroE·r die übP.rrBg<'nde Leistungsfähigkeit un
seres einheimilsct\en Braugerstenbaues bc;wiesen, wobei 
besonder~ hervorzuht"ben ist, daß in den meisten Fäl
len die Braugerstengebiete des Landes Rheinland-Pfalz 
in den Wettbewerben mit den SiegerpreLsen ausge
~.eichnet werden konnten. 
In den Brauge1-steng~hie,ten und -lagen unseres Lan
d~ wur<iP im Laufo der Jahre - und das sei auch 
·hervorgehoben; es ist vielleicht eine normale Folge all 
der Dinge - der Anbau von Braugersten zweifellos zum 
Teil auch über das zulässige Maß ausgedehnt. In ein
Zf'l nen GebiPten und Lagen nimmt so heute der Som
merti>;erstenanbau ein Drittel der Ackerflächen - und oft 

noch. darüber hinaus - ein. Diese allzu große Anbau
fläche und -ausdehnung birgt natürlich Qefahren in 
sich. Sie begünstigt besonders das Auftreten der für 
die B1·augersten typischen Krankheiten, Unkräuter und 
Schädlinge und läßt auch Qualitätseinbußen befürch
ten. Besonders ge.fährdet sind in dieser Hin.sieht einige 
Braugerstenlagen Rheinhessens, der Nordpfalz und 
der anschließenden Gebiete. In dem Gebiet Nahe und 
Nordpfalz, das nun in der Begründung von ·dem Herrn 
Kollegen Demmerle in erster Linie angeführt wurde, 
kommt hinzu, .dal~ der Anteil an Hackfrücl1 len schon 
verhältnismäßig gering ist, und daß hier bei Auswahl 
der Vorfrucht für die Braugerste zu AusMlfen gegrif
:llen werden muß, die der Qualitätserzeugul'lg nicht im
mer dienUclt sind. Es muß J.eider die Fesl~tellung ge
troffen werden. daß <iurclt au 'Cl.iese Umstände der An
teil an Gersten, die für die Mälzereien und· Brnuereien 
nicht geeignet sind, größer geworden ist und noch grö
ßer w werden droht. Hinzu kommt, daß ip einzelnen 
begrenzten Lagen nicht in jedem Jahre die \lilitte!'ungs
ve1:1hältnisse .S<> sind. dal3 Sle eine ordentliche Brau
gerstenqualität gewähdel.sten. Wenn auch für das 
Braugerstengebiet in Rheinland-Pfalz e.rfreuli<'.her
wei.se immer ein Ausgleich dadurch erfolgti d aß in an
deren, weniger extremen Lagen in der )Regel auch 
dann gute Gersten erzeugt werden, so ist doch der 
örtliche Ausfall als Brauware für die betroffenen Dau
ern . r~cht unange~ehm. So Ist <la:s Gebie~ der Nord
pfalz, al.o;o das Alsen?.-, Glan- und Nahetal, schon durch 
.sein kupiertes -Gelände benachteiligt, wo ~esonders in 
den extrem trockenen .Tahren die Gefah~ eines un
gün.stigen Wach~tums gegeben i•st. Die::<e!l• vermehrte 
An'bnurisiko bestc>ht in die!':em Gebiet ohlne Zweifel. 
So h?t auch im letzten Jahre, Herr Kolleg~ Demme.rle, 
die Hit:tepcdorle von Ende Juni bis Anfartg Juli 1957 
sicher, b~somfors in der Nordpfal7., das walch-stum und 
die Am.reife der Gersten ·ungünstig beeinf~ußt, so <laß 
der Anteil an spitzen Gersten mit ungün~H~en Eiweiß
und Stärkeverhältnissen relativ sehr hocli war. Tat
sache il't, daß wir in den normalen Lagen t!er Vorder-

• p!alz .\md des rtheinhell<Sischen Raumes auch in diesem 
.Jahre nicht ·nie geringsten Absat:r.schwietiigkeiten zu 
verzeichnen hatten, weil .dort die klimat~schcn Ver
hältnisse in di.esem Jahre da:r.u geführt haqen, daß all
gemein ve1·hältnismäßig eiweißarme ·Ger:sten auf den 
Markt gebracht werden konnten. Selbst~erständlich 
haben wir versucht, auch in diesem Jahre den Absatz
gebieten der Nordpfalz und auch einzelnejl Tf>ilgPbie
lea, insbesondere im Raume von Mayen und Birken
feld, soweit wir es von seite n der Landesr~gierung tun 
k<>nnten, Hilfestellung zu leisten. Ich habe mich erst
mals bereits am 3. Septembe r 1957 beim Bundesernäh
rungsministerium dafür eingesetzt, daß <lerartige Bl'au
gersten von der Einfü.1hr- unid Vorrats:stel!e für Ge
u·eide zwn Braugel\lilenp1·eLs übernommentwerden. Ein 
angemessener Abschlag für Qualitätsmin erung hätte 
in Kauf genommen werden mli~sen. Bei erh„ ndlun
gen mit dem Bundesernährungsministerfum konnte 
aber nur die bekannte Regelung der Übe!<"nahme der
artiger Gersten zum Industriepreüs durch die Ein.fuhr
und Vot·ratsstelle unter dem Vorbehalt eine r eventuel
len späteren Abrechnung zum Brauger:4enpt'ei8 er
reicht werden; d. h. wenn die Einfuhr- und VorraU;
stelle selbst in der Lage ist, einen Teil di~er Gersten 
noch bei <ler Brau- oder Malzindustrie , abzusetzen, 
werden diesb&ügliche Nachzahlungen getätigt. Von 
Handeh.uell'iebcn und -gcnossenschaflen tn der Pfalr. 
wurden nach Bekanntgabe dieser Regeh:mg auf die 
Befürworllung .unseres Hauses hin rund 9000 Tonnen 
von der Einfuhr- und Vorratsstelle dam,is übernom
men. 
Im Sinne oder Großen Anfrage des Herrn; Abgeordne-
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tcn Demmerle habe ich mich weiter bereits im Novem
ber des vergangenen Jahres darum bemüht, aus den 
Abschöpfungsbeträgen von Importgetreide eine Aus
gleichszahlung für diese Gersten zu erreichen. Wie Sie 
wissen, meine Damen und Herren, ist diese Frage ja 
hier nicht erstmalig aufgetreten, .sondern wir haben in 
unseren Diskussionen über -den Weinbau und über die 
Stißmostelnfuhren immer wieder dieses Problem auf
gcgri!fen und bisher leider noch nie einen Erfolg ge
habt. So wurde auch dieser Antrag vom Bundesernäh
rungsminist&ium, insbesondere vom Bundesfinanzmi
nisterium, abgelehnt. Trotzdem wurde seitens meines 
Hauses versucht, bei Börsenbesuchen die Mälzerkreise 
für die Koppelung der Braugerstenimporte mit der 
Übernahme von inländischer ~rste mit einem Eiweiß
gehalt von über 12 v. H. zu gewinnen. Man war und ist 
auch heute noch, Herr Kollege Demmerle, in Mälzer
kreisen nicht abgeneigt, Gersten mit einem Eiweißgehalt 
von 12,5 v. H. und kurz darüber zu übernehmen, sofern 
die anderen Merkmale einer guten Braugerste vorliegen. 
Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
müssen uns nun einmal auch in diesem Hause darüber 
im klaren sein, daß es gewisse Grenzen gibt, und wenn 
die Braugersten nun einmal mehr als 13 v. H. Ei
weißgehalt haben, dann sind und werden sie zu kei
ner Zeit mehr Braugersten sein, sondern es bleibt in 
diesem Falle eben nichts anderes übrig, als diese Ger
sten zum Preise der Industriegers te abzusetzen. 

(Abg. Dr. Kluding: Wie •hoch ist der Preis-
unterschied?} 

- Es ist ein Preisunterschied von etwa 4,50 bis 5,- DM 
pro Doppelzentner. 

Es kann sich also hier bei der Diskussion und bei der 
Großen Anfrage des A:bgeordneten Demmerle nur dar
um handeln, daß wir einen Teil oder das me:ste der 
Gerste noch in der Malz- und Brauindustrie unterbrin
gen, die meinetwegen zwischen 12 und 13 v. H. Ei
weißgehalt liegen . 

Man argumentiert nun bei den Mälzern, daß eine Ver
mälzung von Gersten mit einem hohen Eiweißgehalt 
außer der Gewähr der Prüfung des hieraus hergestell
ten Bieres eine Senkung des Malzextraktgehaltes 
bringt. Dies~ Risiken zu übernehmen, könne den Mäl
zereien nicht zugemutet werden; es müsse ihnen über
lassen bleiben, ihren Einkauf nach diesen Gesichts
punkten vornehmen zu können. Eine Koppelung konnte 
auch nicht durch eine staatliche Auflage erreicht wer
den; <1.enn dieser stehen die Vorschriften der zweiten 
Durchführungsverordnung zum Getreidepreisgesetz vom 
24. August 1957 entgegen, nach denen Braugerste durch
schnittlicher Beschaffenheit nun einmal einen Höchst
gehalt an Eiweiß von 12 v. H. nicht übersteigen darf. 

Der Herr Kollege Demmerle werst darauf hin, daß 
man ihm in den Versammlungen mitgeteilt hätte, daß 
der bayerische Landwirtschaftsminister es fertigge
bracht hätte, die Brnugersten höheren Eiweißgehaltes 
unterzubringen. Das ist nur teilweise richtig; es stimmt 
natilrlich in einem gewissen Ausmaße deswegen, weil 
die bayerischen Brauereien im Gegensatz m unseren 
Brauereien zu einem sehr großen Anteil auch dunkle 
Biere herstellen und für die Herstellung der dunklen 
Biere auch Braugerste mit etwas höherem Eiweißge
halt brauch·bar ist. Ich ·habe mich letztmals in dieser 
Angelegenheit mit Schreiben vom 9. Januar dieses 
Jahres an den Bundesernährungsminister gewandt. Ich 
will erreichen, daß zum Abfluß dieser Gersten nach 
Nordrhein-Westfalen, Südbaden, Südwürttemberg, ins
besondere aber nach Bayern - und das betrifft das 
Thema, das ich h ier angeschnitten habe -, wo ober
gärige und dunkle Biere gebraut wer.den, Frachtzu-

schilsse durch die Einfuhr- und Vorratsstelle für Ge
treide gezahlt werden. 
Diese Verhandlungen haben wir gerade in den letzten 
Tagen erneut aufgenommen, und nach den Infor
mationen, die ich gestern bei der Hauptgenosscnschafl 
in Ludwigshafen eingeholt habe, wurde mir von dort 
aus mitgeteilt, daß berechtigte Hoffnung besteht, daß 
man seitens des Bundesernährungsministeriums und 
insbesondere von seiten des Bundcsfinanzministerium~
bereit sei, einen Frachtzuschuß für die Transporte 
solcher Gersten zu gewähren. Ich kann überhaupt 
heute feststellen, daß auf Grund unserer Inter · 
ventionen gerade in den letzten vierzehn Tagen die 
Marktlage sich doch einigennaßer1 gelockert hat. 
Nach meinen letzten Informationen ist ein guter Teil 
der Braugerste, die in den Genossenschaftslagern liegt, 
abgegangen, und die Ludwigshafener Genossenschaft 
gibt heute ihre Gesamtbestände noch in einer Höhe 
von 4000 Tonnen an; sie rechnet noch mit e twa 1000 
Tonnen, die bei den Erzeugern lagern. 
Es hat sich also gezeigt, daß alle Kräfte versucht 
haben, in diesem Punkt zusammenzuwirken. Wenn es 
uns gelingen wird - was ich hoffe -, daß wir diese 
Frachtzuschilsse von der Einfuhr- und Vorratsstelle 
genehmigt b ekommen, dann glaube ich doch, daß die 
Voraussetzungen gegeben sind, um endgültig auch die 
letzten Schwierigkeiten beim Absatz der Braugerste 
- ich muß abschließend noch einmal betonen: der 
Braugerste, die also weniger als 13 v. H. Eiweißgehalt 
hat - zu beheben. Ich werde mich selbst noch einmal 
mit elnem Rundschreiben an die Mälzer und Brauer 
unseres Landes wenden, die doch nicht mehr s~hc 
großen Restpartien eventuell mit gewissen Qualitäts
abschlägen abzunehmen und damit auch die Frage de~ 
Braugerstenanbaues zu unterstützen. Ich bin nach wie 
vor, Herr Kollege Demmerle, mit Ihnen einig, daß 
unsere g~samte Brau- und Malzwirtschaft daran inter
essiert sein muß, die einheimische Erzeugung, die nach 
wie vor die Grundlage einer gesunden Rohstofferzeu-· 
gung bildet, zu stärken und auch in Zukunft zu unter
stützen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Präsident Wolters: 
Nach der Beantwortung der Großen Anfrage ist dieser 
Punkt der Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 
Erste Beratung eines Landesi:esetzes zur Xnderung 

des Tierseuchenkassengesetzes 
- Drucksache II/361 -

Ich schlage Ihnen vor, diesen Ge~etzentwurf dem 
Agrarpolitischen Ausschuß zu ilberweisen. 

(Abg. Schul er: Und dem Hauptausschuß !) 
- Warum, Herr Kollege Schuler? Der Hauptausschun 
hat meines Erachtens damit nichts zu tun. Es handelt 
sich um eine rein agrarpolitische Angelegenheit. Zur 
Begründung hat das Wort Herr Innenminister var. 
Volxem. 

Innenminister van Volxem: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das Tier
seuchenkassengesetz vom 30. November 1956 ist am 
1. Januar 1957 in Kraft getreten. Es stellt eine be
deutende Verbesserung des Rechtszustandes, der vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bestanden hat, dar. 
Die Praxis hat jedoch gezeigt, daß zur ordnungsge
mäßen Durchführung des Gesetzes gewisse Voi:schrif
ten einer Ergänzung bedilrfen. Die in dem Entwurf 
enthaltenen Änderungen sind teils organisatorischer 
Art, teilweise berühren sie aber auch die wlrtschaft-
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liehe Seite der Tierseuchenkasse. Gestatten Sie mir, 
daß ich auf die f.'inzelnen Abänderungsvorschläge kurz 
eingehe. 
Zun;ichi;t P.rscheint es nolwendig, die Bestimmung über 
die Vert.l'eterversammlung zu ergänzen. Das Gesetz 
zieht auch die Viehhändler zur Beitragsleistung heran. 
Es erscheint daher gcbown. den Viehhändlern einen 
Sitz in der Verti·et.erversammlung z.u geben. Die bi,s
herige Regelung. wonach dieser Sitz an die Landwirt
~chaftskammer abgetreten wird, hat sich nicht bewährt. 
Ferner er:-;<:heint es notwendig, daß auch die Imker in 
der Versammlung vertreten sind. In § 2 Abs. 3 ist die 
Wahl des Vorsitzenden ge1-egelt. Die Novelle bringt 
auch eine Er~änzung bezüglich der Wahl seines Stell
vertre ten;. 
Der zweite KomrJlex der Novelle befaßt sich mit den 
Seuchenfii11en, in denen das Land der Kasse eine Rück
erstattung leistet. In Ergänzung der allgemeinen For
mulierung des § 9 des Tierseuchenkassengesetzes b1·ingL 
die HE>giE>rung1;vorlage die Aufzählung der in Frage 
kommenden Fälle. Dies erscheint im Interesse der 
Klarheit geboten. Neue Ko:;ten erwachsen dem Lande 
dadurch nicht, da es in der Vergangenheit berei ts ent
sprechend gehandelt hat. Es wird ferner festgestellt, daß 
bei denjenigen Tierarten, für die keine Beiträge an die 
Kasse ~eleiste t werden, das Land in voller Höhe die 
r:ntschii<ligung gewährt. 
Sdlli<?ßlic'h ud aut s ich das Änderungsgesetz zum Tier
s{'uc·henka~senge-;etz noch ml t den Kosten, die aus etwai
g,_•n Rechts~treitigkeiten entstehen. Sowclt das Land der 
TiE'r~euchenkasse gegenüber zum Ersatz. verpflichtet ist, 
hat es audl die Kos~ etwaiger Rechtsstreitigkeiten zu 
erst11tt.en. Eine Kostenerstattung kann jedoch nur dann 
in Betracht kommen, wenn das Land aucll mit der 
Führung des Rechtsstreites einverstanden ist. Der vor
gesehene Absatz. 3 macht also die Erstattung der Ko
sten durch das Land von seiner vorherigen Zustimmung 
zun1 Stre itverfahren abh~ngig. 
E s ist schließlich noch zu erwähnen, daß ah! Zeitpunkt 
des lnkrafttretens der Gesetzesänderung der 1. SeP
tember 1957 deshalb bestimmt worden Lst, weil seit 
dem 8. RP.pt.ember 1957 die Satzung zum Tierseuchen
kassengesetz in Kraft ist, und seitdem die recbuungs
mäßige Abwicklung der Tierse uchenkassengeschil!te im 
Sinne der in der Novelle vorgesehenen Bestimmungen 
durchgeführt wird. 

In bezug auf die weiteren Einzelheiten, die das Ge
;;etz bringt darf ich auf die schriftliche Begründung, 
die dem Gesetzentwurf beigefügt ist, verweisen. 

(RPif~ll der Reg ierungspart.eien.) 

Präsident Woltt'rs: 
Ich schlage also dem Hause vor, diesen Gesetzentwurf 
an den Agrarpolitischen Ausschuß zu überweisen. Das 
Hatts ist damit einverstanden. 

Ich rufe au{ Punkt 4 der TagesordnWlg: 
Große Anfr~ge d~r J"raktion der SPD betref
fend Landbeseha.ffung für militärische Zwecke 

- Druc..l\:sache II/357 -

Die Uegründu ng erfolgt durch den Herrn Ab geordne
kn Sd1midt von der Fraktion der SPD. 

Abg. Schmidt: 

Herr Präs ident! Meine Damen und Herren! Das in 
u nserer Großen Anfrage angesprochene Problem stand 
schuu t!inmal in der 6, Sitr.ung des Landtages vom 13. 
Dezember 1955, wenn auch aus anderen Gesichtspunk
ten, aber docl1 dem Grundsatz nach, zur Debatte. Da
mals sagte der Sprecher unserer Fraktion, der Abge-

' " '" "' ' ' ' 1 
ordnete Fuchs, daß das Parlament einen An~pruch dar
auf habe, von der Landesregierung über die militäri
schen Planungen innerhalb unseres Landes, unterrich
tet zu werden. Der Herr Min isterpräsident sagte in 
seinei: Antwort diese Unterrichtung, wenn l auch nicht 

1 im P~rlament, so doch über den Älte~lenfat zwecks 
l Weit~.rgabe an die Fraktionen zu. Kurz ~ach dieser 
l .. „ E:lj'.~~11.!ili~ ... f!:e~m , '4in>sicy:präsidenten 1 haben wir 
: zwe~ Mi~tei1Lungen seitens des Herrn Ministrrpräsiden-
1 ten un Al.testenrat erhalten. Die letzte Mitt~ilung liegt 
! abe1· la:;t l.wei Jahre hinter uns. Seit dies~r Zeit hat 
! also der L andtag von den Mil itiirprobll"rryen, die in 

un.se.rem L~nde gestellt sind, nichts mehr gfhört. 
kh hoffe, daß der Herr Ministerpräsident sich heute 
nicht auf die Wahrnehmung militärischer Qeheimnisse 
b.eruf~n wird, denn diese militärische Gehejmni·spflicht 
ist bei. Militärplanungen längs t nicht :neb,.~ gegeben . 
Wenn wir z. .B. in d.e.I.' gestrigen .Aiwgabe 4 er ·„Rhein
ZeiliU+tg'' ,lesen konnten, daß die Amerikan~r zur Zeit 
Manöver !n Teilen unseres Landes durch~ühren m it 
Raketen und -dabei bemerkt wird, daß di~e Raketen 
allerd.ing,s nicht in schar!em E insatz in unserem Lande 
er::p,:opt '\lf,i,!J;A~n, sondern <lall dieser schetrf~ Einsatz in 
der amerikanischen Wüste erprobt werden ,S<>llte, dann 
ist eine solche Mitteilung in der Presse iinimerhin be
merkenswert hinsichtlich der Offenheit, rhit der die 
Amerikaner ihre militär~schcn Fragen heµte zu be
handeln pflegen. Desgleichen erfahren w~r aus der 
Presse uolf.assende Absichten der ame1·ikanjsc.:hen Mill
tätidiensb tclten. So konnte man vor wcnig~n T agen in 
der „Frankfurter Zeitung" die Mitteilung~ lesen, daß 
die 4merikaner planen, in unserem Lande 17 Nike
ßasen. :z..u„.ettid:tten. Das sind iilso nach der} vorliegen
den Meldungen jene Flugzeuga bwehrb.:t .;ii;:n, um die 
auch :i:w· Zeit der Kampf geht, den der P,fälzer K ir
chenpräsident, Herr Stempel, führt. Bek anntlich wol
len die Amerikaner in der unmittelbare11 Nähe yon 
D.i.a.k.tmi::IBenhfilnll!.n eine solche Ab\.\'U...lirbasls erric.>iten. 
Kirchenpräs ident Stempel hat sich in seinen Bernii
hungen zur Abweht• dieser Planung an die Abgeord
neten des Landtages gewandt. Diese Abgeordneten 
werden dem Herrn Präsidenten mitteil~n müssen, 
daß ihnen leider von dieser Planung ! nichts be
kannt geworden sei, da die Lan<lesregierup.g den Ab
geordneten bisher keine Nachricht darüber habe z.u-
koltWlen l!llssen. ' 

(Beifall bei der SPD.) 

Die .Aibgeordneren werden sich also auch hier nur auf 
Pre.ssemekl.ungen stützen können, währen,d ~ie ande
ren;eits von der Bevölkerung angerufen werden, in die
ser Frage etwas zu tun. 
Schon allein dieser eine Vorgang sollte u '?s beweisen, 
wie . unm~~llch das Verhalten der L an"esregierung 
gegenüber dem Landtag in dieser so l)edeutsamen 
Frage ist. 

(Beifall bei der SI'D.) 
Aber nidtt .QUr das. E s ist ja in den zwei; J ah ren, d ie 
hinter uns liegen, auch noch e iniges andere auf uns 
zugekommen. 
4,~f ,;w~~ .. ii'i\l:g~ommen ist zunächst eine <;xroßplanu,ng 
der deutschen Bundeswehr in unserem · L ande, die 
nach Mlttellung der „Staats-ZeitJung" in öer Ausgabe 
vmn 5. Januar dieses Jahres in Rheinland~Pfa l7. allein, 
ich glaube. 14 000 Enteignungsverfahren in Gang ge
bracht hat. Unter den Enteignungsverfa~ren, die in 
Gang gebracht worden sind, befinden sicl). sehr große 
Objekte; darunter ein Objekt im Westerw~ld, das nach 
der mir bekannt gewordenen Planung 340~ ha umfaßt ; 
eine Planung, die mir zunächst durch ein~ Mitteilung 
der Bürgermcist.er und allen Abgeordneten dieses Hau
ses auch aus der TagesprE>,;!;e bPkannt g~worden ist. 
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Ich werde auf diesen Einzelfall später noch zu spre
chen kommen. 

Zunächst möchte ich sagen, daß, wenn so umfassende 
Maßnahmen in unserem Lande in Gang geset.7.t wer
den, von denen der Landtag seitens der Regierung 
nicht ein einziges Wörtchen erfährt, das die logische 
Fortsetzung dessen ist, was ich im Falle Speyerdorf 
festgestellt habe. Denn auch hier wenden sich Gemein
den und Betroffene immer wieder an Mitglieder des 
Parlamentes, und diese können nur die Schultern zuk
ken und sagen: Man muß mal nachsdlauen. Vielleicht 
erfährt man dann bei dem Nachschauen durch die 
Stau~kanzlei in einer kläglichen Form, was eigentlich 
los ist. 

(Zuruf der SPD: Hört! Hört!) 

Gegen diese:; Verfahren und gegen diese Methoden 
wendet sich heute unsere Große Anfrage. 
Zu den durch die Mitteilung der „Staats-Zeitung" 
bekannt gewordenen Enteignungsplanungen in Rhein
land-Pfalz ist ja inzwischen das Grundstücksbeschaf
fungsgesetz 1957 in Kraft getreten, das der Herr Mini
sterpräsident in seiner Antwortrede im Dezember 1956 
In Aussicht stellte und zu dem er damals sagte, erst 
wenn dieses Gesetz in Kraft getreten sei, könne man 
Maßnahmen treffen, die in 'Obereinstimmung mit den 
Wünschen des Parlamentes stehen würden. 

Dieses Grundstücksbeschaffungsgesetz - ebenfalls seit 
mehr als eineinhalb Jahren in Kraft - sieht in seinen 
Besllmmungen umfassende Landesverpflichtungen vor, 
die im Gegensatz stehen zu den umfassenden Rechten, 
die die Bundesregierung sich für die Landbeschaffung 
in diesem Geset.7. gesichert hat. Eine der Verpflichtungen 
der Bundesregierung ist, daß au! Grund des Grund
stücksbescha!rungsgesetzes die Landesregierung in je
dem Falle von bcabsic,.'1.tigten Gelände- UL-id Gebäude
beanspruchungen seitens der Bundesregierung zu un
terrichten ist. Die Landesregierung hat dann ihrersei~s 
die Verpflichtung, in jedem Falle betroffene Gemein
den und Private von dieser Absicht der Bundesregie
rung zu unterrichten. Bevor der Bund eine entgegen der 
Meinung der Landesregierung beabsichtigte Inanspruch
nahme durchset.7.t, hat er diese im Gegensatz zur Mei
nung der Landesregierung stehende Inanspruchnahme 
der Landesregierung ausdrücklich bekanntzumachen. 
Die Landesregierung ist also glücklicherweise in den 
Vorgang sehr weitgehend eingeschaltet. Sicherlich geht 
der Gesetzgeber von der Absicht aus, den Versuch zu 
machen, Ungerechtigkeiten und Untragbarkeiten so 
weit als möglich zu vermeiden und die Härten mög
lichst zu mildern. Die Absicht, meine Damen und Her
ren, Härten zu mildern, kann aber doch nur erreicht 
werden, wenn auch der Landtag bei den Beratungen 
mit herangezogen wird. Ich wage zu behaupten, daß 
die Mitglieder des Padamentes auch über die Zustände 
in ihren Wahlbezirken einen umfassenden Überblick 
haben. 

(Sehr gut! und Beifall bei der SPD.) 

In dem Grundstückbeschaffungsgesetz ist außerdem 
vorgesehen, daß, bevor Privateigentum beansprucht 
wird, zu prü!en ist, ob nicht staatlidles oder anderes 
ö!!entliches Eigentum herangezogen werden kann. Ich 
erwähne das, meine Damen und Herren, weil Sie gleich 
erkennen werden, wie problematisch und' wie wichtig 
die ganze Angelegenheit für unser Land ist. Es ist 
außerdem vorgesehen, daß, wenn Land aus der öffent
lichen Hand nicht zur Verfügung gestellt werden kann, 
den Betroffenen die Möglichkeit eingeräumt werden 
soll, neben einer Geldentschädigung möglichst auch aus 
dem öffentlichen Besitz wieder Land als Entsdlädigung 
zu erhalten. Es ist außerdem testgestellt, daß Ente!g-

nungen nur dann erfolgen sollen, wenn eine freiwillige 
Vereinbarung zwischen der Bundesvermögensverwal
tung und dem Grundstücksbesitzer nicht in Frage 
kommt. Es ist die Siedlungsbevorrechtigung der be
troffenen Landwirte im Grundstückbeschaffungsgesetz 
ausgesprochen. Man braucht sich also nur das Gesetz 
anzusehen, um zu erkennen, welch große Bedeutung es 
für unser Land hat, weil wir das Land sind, in dem 
von_ allen deutschen Ländern für Militärzwecke bisher 
und in Zukunft auch die meisten Ländereien bean
sprucht werden. 
Es ist mir unverständlich, daß die Landesregierung bei 
dieser Situation nicht von sich aus den Wunsch gehabt 
hat, sich der Mitarbeit des Parlamentes zu versichern. Ich 
glaube aber, es entspricht jener bei der Landesregie
rung seit langem erkennbaren Tendenz: Regieren tun 
wir, anzuhören belieben wir nur, wenn es uns gefällt; 
im übrigen spielt Landtag so, wie ihr Lust habt! 

(Oho-Rufe bei den Regierungsparteien.) 
- Entschuldigen Sie, wenn ich das feststelle. Ich werde 
Ihnen das gleich auch in einem Einzelfall begründen. 
Ich habe gesagt, daß das Grundstücksbeschaffungsge
setz eine umfassende Einschaltung des Landes vorsieht. 
Es sollte eine logische Schlußfolgerung sein, daß der 
Herr Ministerpräsident das Bedürfnis gehabt hätte, die 
Zusage von vor zwei Jahren zu halten. Man kann nicht 
sagen, daß Einzelmaßnahmen dafür bisher nicht inter
essant geworden seien. Eine solche Einzelmaßnahme ist 
- :ich darf jetzt darauf zurückkommen - die Ausein
andersetzung um den Truppenübungsplatz Stegskop!. 
Das Problem tauchte zuerst, glaube ich, im Jahre 1950 
auf, als die französische Besatzungsmacht den Trup
penübungsplatz Stegskopf für ihre Zwecke bean
spruchte. Es wurden damals mit allen Bauern und Ge
meinden Nutzungsverträge abgeschlossen, die, . abgese
hen von einzelnen Schwierigkeiten, funktioniert haben. 
Im November des vergangenen Jahres tauchte im 
Haushalts- und Finanzausschuß eine Vorlage der Lan
desregierung auf, in der ein Geländetausch Ahrbrück -
Stegskopf vorgesehen war. Ahrbrück sollte in den Be
sitz des Landes übergehen, Stegskopf mit 35 ha mit 
aufstehenden Gebäuden in den Besitz des Bundes. Ich 
sagte damals als Kenner der örtlichen Verhältnisse: 
MiL diesen 3:5 ha Bundesbesitz vermag die Bundeswehr 
alleine nichts anzufangen. 
Ich hatte sofort die Vermutung, daß dahinter sicherlich 
die weitere Beanspruchung des bisher von den Fran
zosen im Nutzungsvertrag beanspruchten Geländes ste
hen würde. 
Auf meinen Wunsch hin wurde damals im Haushalts
und Finanzausschuß die Beratung abgesetzt. Zu dem 
Vorgang als solchem gleich eine Feststellung: Wenn 
jetzt dieses Tauschverfahren in Gang gekommen ist, 
dann darf ich darauf verweisen, daß hier an dieser 
Stelle von Vertretern unserer Fraktion, auch von mir, 
als seiner Zeit die Besiedlung von Ahrbrück auftauchte, 
Bedenken angemeldet wurden mit dem Hinweis, nach
dem die Bundesregierung die Dbkussion um die Wie
derbewaffnung Deutschlands begonnen h at, müßten wir 
damit rechnen, daß heute oder morgen die früheren 
Übungsplätze von der zukünftigen Bundeswehr wieder 
beansprucht werden. Wir haben damals vor der Um
organisierung im Ahrbrücker Gebiet gewarnt. Es sind 
inzwischen viele Millionen Mark dort investiert wor
den. Es sollen noch laufend monatlich weitere Beträge 
hineingesteckt werden.· Ich erinnere an die letzte Dis
kussion im Haushalts- und Finanzausschuß betreffend 
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, die' alleine für 
Aufforstungsarbeiten für ihre eigene Organisations
schule dort 150 000 DM haben will. Wir haben genau 
recht behalten. Denn nunmehr soll das Gebiet um den 
Stegskopf das Ersatzgebiet für das verlorengegangene 

,. 
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Übungsgelände Ahrbrück abgeben, ein Ersatzgebiet mit 
hn<·hwcrtigem Land und Hochwaldbestand, der dort 
VP!'loren geht, während wir auf der anderen Seite in
folge fal!'cher Disposition in das von uns zu überneh
me nde GelJiet noch laufend Millionen DM werden hin
<>inste(:ken müssen. 

Das war eine Bemerkung dazu, welche das Ergebnis 
dner falschen übersimt sein kann. Vielleicht ist es eine 
Enlsdrnlrlii>;ung für meine Kollegen von der CDU
Fr<1kt i1m . dall sie damals, als die Diskussion hi4"r be-
1!,ann, noch nicht die Aufrüstungsfreudigkeit der Bun
de,<;regierung geahnt haben. 

(Heiterkeit bei der CDU.) 

M.eine Damen und Herren! Zurück zu dem Einzelfall, 
um zu zeigen, wie es geht. Ich habe dann von hier aus 
uns~re Bül'germeister in dem fraglichen G€biet ange
rufen und gefragt, was los sei. Darauf sagte man mir, 
don sei a lles durcheinandeT, man habe seit einlg.cn 
TagE>n laufend Postein."länge, in denen das Bundesver
teidigung~minislerium, Untet'l!telle Bundesvermögens
vcnvHltung Montabaur, das Enteignungsverfahren für 
die T .iindereien ankünci ige, wob~i in einzelnen Gemein
•jen bis zu 90 v. H . des gesamten Areals beansprucht 
wüi·den. 

(Hört-Hört-Rufe bei der SPD.) 

il'h h<'>Je dann mtt unseren Bürgermeistern gesprochen, 
unseren r,anctrat angerufPn und ihm in dP.r Kreistags
si tzung am 30. Dezember 1957 gesagt, ich könne nicht 
vt·r~1t..:he11 . warum er cils zu~;tändiger Landrat die Bür
~ermeister und GP.m<?inrlen bisher alleine gelassen 
hHbe: während der Landrat von Siegen sich seit vier 
Wod1en aktiv eingeschaltet habe und der Amtsbürger
mei:;ter von Daaden von sich aus aktiv geworden sei., 
mfo;~e ich .iede Aktivität ~einerseits in dieser Frage 
\'C!'mis~en. Dann kam die Antwort unseres Landrats -
,..;it:' i.st bez~i~hn~md für das System bei uns -: „Ent
~chuldigen Sie, Herr Abgeordneter Schmidt, ich muß 
lhnen leider sa~en, daß ich !Ji.s zu1· Stunde no(!h nicht 
di~ p.\el'ingste offl.z.ielle Mitteilung habe über das, was 
<iUf dem Stegskopf vor sich geht." 

(\Veitere Hört-Hört.-Ru.fe bei der SPD. - Minister
präsident Dr. Altmeier: Also! Um so besser!) 

Um so besser, Herr Ministerpräsident? 
(Ministerpräsident Dr. Altmeier: Es ist doch Uber

haupt noch kein Verfah1·en eingeleitet worden!) 
Ich sage Ihnen ja, daß zur fraglich<m Stunde, am 

30. Dezember, Hunderte von Verfahren eingeleitet wa
ren. Denn nur au! Grund der Verfahrenseinleitungen 
bin ich doch d ahinte rgekommen. kh habe unseren 
Landrat ungläubig angeschaut und .ihm gesagt, das 
könne ich nicht verstehen. Er erklärte mir, die einzige 
Mitteilung. die er habe, sei die, daß er einen Schieß
befehl weite rgeben solle an die Zivilbevölkerung, also 
ein Sperrbefehl wegen deutscher Schießiibungen, das 
.sei d.as einzige, was er von der Anwesenheit deutschet• 
Truppen auf dem Stegskopf bis zur Stunde erfahren 
habe. 

Das, meine Damen und HeITen, in einer Situation, wo 
entgegen der Meinung des Herrn Ministerpräsidenten 
bereits Hunderte von Enteignungsverfahren eingeleitet 
v,·aren. Das ist es, was wir für unmöglich erachten. 
Dann gab es n atürlich Wicierstand, vor allem wegen 
de r r.unädist erkennbaren Enteignungsandrohung, 

Die Betroffenen haben die Auffassung vertreten, daß 
1.lie Fortdau~r des Nutzungsvertrages auf Grund des 
Landesbesch alfungsgesetzes um ein Jahr diskutierbar 
wiil'e. Es müsse Ihnen die Aussicht bleiben, zu gegebe
n er Zeit doch wieder in den Besitz ihres Eigentwns zu 
gelangen und vor allen Din~en ihnen auch noch in dem 

bisber:igen System gewisse Bewirtschaftul!lgsmöglich
keitelJ. ftit Feld und Wald belassen bleiben; 
In der Zwischenzeit waren aber Beauftragte des Bun
desverteidigungsministeriums in dem Geb'iete aufge
kreuzt und hatten eine Reihe von Privatverhandlungen 
getührt zwedt:s Ubernahme im freiwilligen Verfahrt>n 
neben den Verhandlungen, für die die Bup.desvermö
gen$verwaltung, in diesem Falle d ie Außenistelle Mon
tabaur, zusländig war. Man hat zunächst den Bürger
meis tern eini.ge Versprechungen gemacht. 'Dem Amte 
Daaden wurde gesagt, es bekä me eine ba,uliche Ent
wickluna in großem Ausmaße, Offl.7.ier1:1wohnungen 
würden erbaut usw. Aber auch diese Schm:;ickhciftma
chung wurde später rückgängig gemacht. Seit.ens dP-s 
Bundesverteidigungsministeriums \.VUrde den Inter
essoen~en mit~eteilt, die Offizierswohnungen· kämen aus 
baulicti.en Gründen nach SieEen, weil dort .schon Woh
nungen zur Verfügung ~tünden. Daraufhin1 haben un
!>ere Bürgermeister mit Recht gesagt: Wenn wir nur 
das G€fände hergeben sollen und die wirtschaftlichen 
Vorteile, die damit verbunden sind, sollen il\ls Nachbar
land ·Nordrhein-Westfalen, nach Siegen, fileßen, dann 
pfeifen wir erst recht darauL 
Au! Grund des DurclleinRnderii, dai:: in dieser 'Frage 
entstand, hat dann die Staatskanzle i e ingej!t•iff Pn, et
w~. wai; notwendig und richtig is t. Bei dieser Ent
""ricklung, die die Frage genommen hat, wu~·den - zwei 
Tage vor der Debatte hier im Landtag - ljlOch beson
dere „R ol'beric:hte" herausgegeben, in denen :zum Schluß 
gesagt wird: „AUe Beteiligten danken der f;taat!'kanz
lei für ihre besondere Aktivität." Entsch~ld!gen Sie, 
meine DRmen und Herren, daß ich sagen mµß, da ß mir 
.;;olche Berichte als gestellt erscheinen. Es wl\re uns viel 
lieber gewesen, man hätte uns hier, d ie wi!r- daran in
tere.;;slert slnd - ich bin nicht nur seitens unise rer Frak
tion nn die::>em einen Problem interessiert, sondern Ab
geordnete aller Fraktionen sind es im gleicl!ten Maße -, 
so l~c--chtzeitig unterriu11tet, damit die von ·uns seitens 
der Bevölkerung erbetene Beratung und! Betreuung 
h ätte e!'mC>gllcht werden können. 
Aber. das geschieht ja nicht! Die Methodenj die hier in 
den Auseinandersetzungen angewendet Werden, sin<l 
so, daß sii: immer uns Bed1.mld iche g!'enz~n. Wir' ha· 
ben ein Belsplel in Trier. Es handelt sich; um die an 
dei· Aulol>.ahn gelagerte Munition - oder vyar es die 

tAg. Haehser: Panr.en;trn!3e!) : 

Panzerstraße. Für die Panr.er~traßP wnrne ::llso Gefänd~ 
bcncitigt. Die Beauftragten det' Ve rmögensverwaltung 
haben daraufhin den Bauern gesagt, ihr Werdet en!
cignet, wenn ihr nicht abgebt. Nun h aben 'sich die cr
aten breitsdtlagcn lassen und den Quadru tmeter für 
0,80 DM :abgegehEm. Den anderen aber, die ~ich ~e
wchrt und gesagt haben, wir tun es nicht, ha t man 
dann, um sie auch dafür zu gewinnen , für den glei-
chen Boden l,50 DM bezahlt. ' 

(Hört! hiirt! }:u:.t der SPD.) 

Es ist verständlich, daß die ersten, die Gutwilligen, 
s ich dagegen wehren und sagen, wir, die Gutwilligen. 
bekomm~ gegenüber denen, die sich gevJehrt ha ben. 
nur etwn die Hälfte. &non uu~ diesem G~sichtspunkt 
heraus habe ich unse ren Westerwä lder BauP.rn emp
foh IE>n: Setzt euch zur Wehr! - Wenn mah weiß, Wie 
die Dinge laufen, kann man nur einen solchen Rat geben. 
Dieses von mir angeführte Beispiel trifft ' vielfach in 
unserem I.ande zu. Es i~t ein Beweis daflir, wie un
möglich die Rolle ist, die die Landesregle.t!Ung in die
ser Frage gegenüber dem Parlament spielt. Diese Hal
tung Ist eintach unmöglicht Da der Herr Ministerprä
sldent seine Zu.i;agen, die er vor zwE>i .fahten gegeben 
hat, kaum ~ehalten hat. i;inrl wir heute de r Meinung, 
der Landesregierung durch unseren Antrag ein(' Ve r·· 
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pfiichtung auferlegen zu sollen, und zwar schlagen wir 
vor. einen Ausschuß zu bilden, damit die Landesregie
rung Iau!end Gelegenheit hat, das nachzuholen, was 
sie im Ältestenrat nicht gehalten hat. Der Ausschuß 
kann auf Wunsch der Landesregierung oder auf An
trag des Präsidenten oder des Parlaments tätig wer
den. Wir möchten damit der Landesregierung eine 
Bindung für eiri.e laufende Berichterstattung über die 
Planungen in unserem Lande auferlegen, die bei die
sem großen Umfange unbedingt erforderlich ist. Wir 
sind weiter zu dieser Vorstellung gekommen, um da
mit auch über das Parlament von vornherein eine Ein
wirkungsmöglichkeit zu sichern, <iie gegeben sein muß, 
wenn den vielfältigen Bestimmungen des Gesetzes 
über die Landbeschafrung Rechnung getragen wer
den soll. 
Ich verstehe eigentlich nicht, d<.•ß wir Sie darum bitten 
müssen. Es wäre richtiger gewesen, wenn die Landes
regierung von sich aus schon seit Jahren das Be
dürfnis gehabt hätte, uns in diese so bedeutsamt• 
F'rage einzuschalten. Da aber dieses Bedürfnis nich t 
vorhanden war, muß sich jetzt das Parlament ein
schalten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Woltcrs: 
Die Beantwortung der Großen Anfrage erfolgt durch 
den Herrn Ministerpräsidenten Dr. Altmeier. 

Mlnlsterprlsldent Dr. h. c. Altmeler: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die hier 
unstehende Große Anfrage der Fraktion der SPD 
- Drucksache II/357 - geht von der Tatsache aus, daß 
in den Monaten November und Dezember 1957 zahl
reiche Grundstückseigentümer in unserem Lande Mit
teilungen der zuständigen Bezi1·ksregierungen erhalten 
haben, die in ihrem Rechtsgehalt vielfach mißdeutet 
wurden. Es heißt in diesen Schre!ben u. a. - ich zitiere 
wörtlich - : 

Als Anlage übersenden wir Ihnen einen Antrag der 
Bundesrepublik Deut::;chland, vertreten durch die 
Oberfinanzdirektion Koblenz, auf 

l. Einleitung des Enteignungsverfahrens hinsichtlich 
des im Antrag näher bezeichneten Grundeigen
tums, 

2. Verlängerung der vorzeitigen Besitzeinweisung 
bis zum 31. Dezember 1958. 

Es wird in diesen Schreiben hinzugefügt, daß die Ober
finanzdirektion in allen Fällen, die ehemalige requi
rierte Grundstücke betreffen, aus rein formalen Grün
den Antrag au! Einleitung des Enteignungsverfahrens 
stellen müßte, und daß Verhandlungen der Bundes
vermögensstelle mit den Eigentümern über den evtl. 
Abschluß von späteren Kau!verträgen von diesem 
Antrag des Enteignungsverfahrens nicht berührt 
wü11den. 
Um was geht es also? Meine Damen und Herren! Sie 
wissen, daß unter der Geltung des Besatzungsstatuts 
- wir haben oft an dieser Stelle im Laufe der Jahre 
darüber debattiert - von den alliierten Streitkräften 
Geländeinanspruchnahmen für militärische Zwecke 
erfolgt sind. Diese Requisitionen hatten zur Folge, daß 
damals zwar keine Enteignung, jedoch eine Entzie
hung der tatsächlichen Nutzung eintrat. Es wurde da
für die Nutzungsentschädigung gezahlt. 
Mit dem 5. Mai 1955, d. h. mit dem Inkrafttreten der 
Pariser Verträge, erlangte die Bundesrepublik ihre 
Souveränität. Es mußte dabei auch über das Schicksal 
dieser von der Besatzung requirierten Grundstücke 
befunden werden. Die diesbezüglichen Bestimmungen 

finden s ich im Artikel 48 des Truppenvertrages. Dort 
ist vorgeschrieben, daß Liegenschaften, deren Inan
spruchnahme durch die Streitkräfte noch fortdauert, 
!Ur ein weiteres Jahr als in Anspruch genommen gel
ten, d. h. also bis zum 5. Mai 1956. Diese Übergangs
frist war geschaffen wor<len, um dem Bundesgesetz
geber Zeit und Gelegenheit zu geben, das erforderliche 
Gesetz über die Beschaffung von Land zu Verteidi
gungszwecken zu verabschieden. Der Erlaß dieses Bun
desgesetzes, zu dem sich die Bundesregierung übrigens 
vertraglich verpflichtet hatte, wurde !ür notwendig 
gehalten, um den durch das Requisitionsrecht der frü
heren Besatzungsmächte geschaffenen Zustand in einer 
unseren rechtsstaatlichen Grundsätzen cntsprcehendcn 
Weise zu regeln. 

Wegen der Kompliziertheit dieser Materie und wegen 
der bekannten Überbeanspruchung gelang es dem Bun
desgesetzgeber - was ich sehr bedauere - seinerzeit 
leider nicht, dieses Gesetz rechtzeitig bis zum 5. Mai 
1956 in Kraft zu setzen. Infolgedessen war eine weitere 
Übergangsregelung notwendig. Der Bundesgesetzgeber 
entschloß sich dann, durch das sogenannte Fortgel
tungsgesetz vom 3. Juli 1956 mit rückwirkender Kraft 
die Inanspruchnahme von Liegenschaften bis zu 31. 
Dezember 1956 global zu gewährleisten. [d1 darf n~ben
bei erwähnen, daß Rheinland-Pfalz zusammen mit 
Nordrhein-Westfalen damals diesem Fortgeltungsgesetz 
ausdrücklich widersprochen hat. Den Anschluß an die
ses Fortgeltungsgesettz stellte dann das eben schon von 
dem Herrn Abgeordneten Schmidt mehrfach erw;fünle 
Landbeschaifungsgesetz vom 23. Februar 1957 dadu1·ch 
her, daß es rückwirkend zum 1. Januar 1957 in K raft 
getreten ist. 

Es ist also festzuhalten, daß d ie Inanspruchnahme der 
sogenannten requirierten Grundstücke auf Grund des 
·Artikels 48 des Truppenvertrages bis zum 5. Mai 1956 
und auf Grund des Fortgeltungsgesetzcs bis zum 31. 
Dezember 1956 sichergestellt wurde. Welche Regelung, 
so müssen wir uns fragen, sieht nun das rückwirkend 
ab 1. Januar 1957 in Kraft getretene Landbeschaffungs
gesetz für die Bereinigung der in der Vergangenheit 
durch die Besatzung requirierten Grundstücke vor? 
Meine Damen und Herren ! Da ist zunächst, um Miß
verständnissen vorzubeugen, vorauszuschicken, daß das 
Landbeschaffungsgesetz als solches das Verfahren für 
alle zukünftigen Grundstücksjnanspruchnahmen regelt, 
und zwar in einer Weise, die dem Staatsbill'ger jeden 
im Rechtsstaat üblichen Rechtsschutz gewährt. Nur in 
seinen Übergangsvorschriften trifft das Landbeschaf
fungsgesetz Bestimmunge n zur Regelung jener Fragen, 
die aus der Inanspruchnahme von Grundstücken in der 
Vergangenheit entstanden sind. Und hierfür ist maß
gebend der § 64 in den Übergangsvorschriften des 
Landbeschaffungsgesetzes. Nach diesem § 64 der Über
gangsvorschriften werden die gesamten von den frü
heren Besatzungsmächten requirierten und auch heute 
noch zu Verteidigungszwecken genutzten Grundstücke 
so gestellt, als sei mit Wirkung vom 5. Mai 1955 eine 
vorläufige Besitzeinweisung zugunsten der jeweiligen 
Streitkräfte erfolgt. 

Diese Rechtsform und diese Rückwirkung \l.'Urde ge
rade deshalb gewählt, um von der Minute des Beginns 
der deutschen Souveränität ab in jeder Hinsicht rechts
staatliche deutsche Grundsätze obwalten zu lassen. Die 
vorläufige Besitzeinweisung verschafft nämlich dem 
derzeitigen Besitzer lediglich einen förmlichen Rechts
titel für eine vorläufige Benutzung, nimmt jedoch be
züglich der Regelung der Eigentumsverhältnisse nichts 
vorweg; denn gerade diese vorläufige Besitzeinweisung 
ennögllcht es erst, zu überprüfen, ob a) die fraglichen 
Grundstücke tat.sächlich noch für Verteidigungszwecke 

---- - - --- - - - --- - --- - - --·-·· ··· ···- -
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b<mötigt werden, b) ob sie im derzeitigen Umfang be.
nötigt werden und <:) ob der freihändige Erwe1·b des 
hcnötigten Grundstücks durchgeführt werden kann. 
Rchließlich schuf diese Vorschrift amh die Vo1·ausi;et-
1unp, dafür, daß dem Eigentümer auch weiterhin die 
Nut?.ungsent:;chädigung gezahlt werden konnte. Die 
ÜlJ.;1' tll'iifung aller Grundstücke, die in der Vergangen
heit beansprucht wurden, hinsichtlich ihrer Notwen
<ligk<'it für die 1.ukünftigen Verteidigungszwedw uud 
hinsichtlich der Veräußerungsmöglichkeiten, rollte in 
d.1; t· Zeit vom 1. Januar 1957 b:s zum 31. Dezember 1957 
vorgenommen we11den. Der Erlaß der erforderlichen 
Durchführung:worschriften hat es jedoch mit sic;h 
l\d.>i .:1cht. daß auch diese Fr:ist von einem Jahr nicht in 
\"ollem Umfange genutzt wex-den konnte, so daß von 
..:• in t"tn vv~~itt:'H.!n in1 Gesetz vorgesehenen Behelf Ge-
brauC'h gemacht wurde. 
Oi:>r § 42 des Gesetzes sieht nämlich vor, <iaß diese 
überprüfungsfri:;t um ein Ja:hr, also bis zum 31. Dc
·1.ember 1958, verlängert werden kann, wenn dies die 
Umsti<n~P. die durch das Verfahren bedingt sind, er
!ord1:rn. Der Eröffnung dieser Ivlöglich.k~iten ·dient~ 
rninmo-in· cter Bf'scheirl , der von den Bezirksregierun
g~·n zuhlreich versandt wurde und den ich eingangs 
zilif'rl"". Die F:rötfnung diei;er Fl"isiverlängerung fühl·t 
ledoch zwangsläufil'? über die Einleitung des Ent
eignungsverfahrens, den aber insoweit nttr formale 
ßedeiJtung beikommt, weil nach dem bereits Gesagten 
am Ende keineswegs ein Enteignungsbeschluß zu ste
hen braucht. 
M<>ine Damen und Herren! Sie wissen, daß !Ur die 
Dun:hführung der Ilundesgesetze grundsätzlich die 
Vl~rwaltungsbchörden der Länder zuständig sind. AI::; 
F.nti:>ignungsbehörden sind durch Rcc:hlsvernrdnung die 
Bezirk:<rf'.E?;ie.rungen bestimmt worden. Sie waren daher 
a •.1( Antrag der Oberfmall!ldirektion., die ihrerseits auf 
W•~i .;•m~ dP:< Bundes han-delt, verpflichtet, das Verfah
rE:>n in Gang zu bringen. Dies kann aber nach dem Ge
sal>(ten nicht so ausgelegt werden, als ob etwa die Lan
dt>:<r<~gierung damit selbex- die Notwendigkeit welterei· 
Inanspruchnahmen der in Frage kommenden Gx-und
stücke uncjngeschränkt und ungeprüft bejahe. 
Im Gcgente-il, meine Damen und Herren, die Landes·· 
f(•gierung wird in den weiteren Verfahren - selbsl
ve1·s tändlich unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Sitw1tion, i-owohl f"tir dle Verteidigungsstreitkräfte als 
auch !ü1· die G1·undstückse1gcntümer - ihr Gewicht in 
die WH~f'."eh::i le werfen, um in jedem einzelnen Falle 
d0n bcrt·chtigten Interessen der betroffenen Grund
sti.i<'kiit>igt'ntiim('l' :r.um Durchbruch zu verhelfen. 
Meine Damen und Herren, ich konnte Ihnen diesl' 
rfccht komplizierten Gedankengänge der Gesetzgebung 
nicht ersparen, um Sie mit der Ret:htslage in umfas
.•endf'm Sinne 1,·crtraut 1.ll miwhen. Sie ersehen daraus, 
d a ß rür die ganze Entwicklung der Dinge zwingend.:? 
RE.>chtsvorschriften maßgel.lend sind, und daß es sich 
bei dem Tätigwerden der V~rwaltungsbtliürden in 
un!if'rem r.~nde nicht um Enne.~sensentscheidungen ge
h andelt hat, sondern ausi:.chließlich um den Vollzug 
df'r Bundesgesetzgebung. Ich darf deshalb die in der 
Großen Anfrage schriftHch gestellten drei Fx-agen zu
summenfassend wie folgt beantworten: 
1. Der &und hat rein vorsox-glich Antrag auf Fort
.~di-.ung det· Verfahren ge!ltellt, und zwar bei allen 
Grundstücken. die in der Vergangenheit rcqulriert und 
am :n . Drzembcr 1956 von den Streitkräften noch be
nutzt waren. Damit sind alle Grundstüdcs inanspruch
nahmC'n vor clE•m Sti<'ht"g de;;; 31. De7.emoor 1956 er
faßt, soweit zwi..~chen zeiilich keine andere B~retnigung 
- etwa Freigabe wie bei den Tausenden von Woh
nungsfällen - t-rfolgt ist. Es ist daher auch nicht möiz-

lieh, wie d~c Große A,n.frage das wünscht ; diese Ge
länd~ansprüche des Bundes in Rheinland-Pfalz zu bc
ziffer:n, weil es ja gerade Sinn des jetzt] im Gange 
betindliehim Verfahrens ist, d.ie aui;:::chiie~Hch in· dex
Vergangenheit liegenden Requisitionen d1raufhin zu 
überprüfen, ob in der Zukunft die Notwen9igkeit ihrer 
Inanspruchnahme zur Erfüllunz der Vertet· igungsauf
gubcn weiterbesteht. Es I.st auch nicht · öglich, das 
von· Clem . jetzt laufenden Vetfährl'n erfa te Gelände 
in präzisen Zahlen auszudriicken. weil die recht un-

i
.·· tersi:ii.'IeC!llCl'ili ·'Art' der Inanspruchnahme! keine ge

naue raummäßlge Bewertung zuläßt.. So ~P.rden 7. . B. 
von den Anträgen der Oberfinanzdirektion auch 
Grundstücke erfaßt, die lediglich mit einem sogPnann · 
ten Manö\r<"'rrecht befa:!>tet ~inrl, d11s h<>ißt IRlRo, wo in 
großen Zeiträumen geringfügige Truppen~ewegungcm 
vörübergeli"cnd 'statt!indE!n. Die Zahl der v1on den Be
:r.il"ki::regien.mgen erlMRenen Mitteihm?.;en , 1 von clenen 
ich P.ben sprach. beläuft sich im ganzen ILande auf 
zirka 11 000; cla:; sfnrl w ohlgemerkt in kPini:>m eim:igen 
Falle neue Grnndstikk:::anforfl„rungen, sonkiern es be·· 
deutet .,,.it'!lm~hr lediglich die Überprüfung der alten. 
Es befinden sich unter diesen 11 000 Fälien, um ein 
einziges Beispiel heratm:ugreirt-n, allein rund 4fi00 An
träge ror Mä.ststandplätzc, die also jeweils nur we
nige Quadratmeter umfassen. Umfang und Zahl der-

. jen1gen · Grund!!tücke, dte tatsächlich weiter für Ver
teldJgungszwC'Cke benötigt werden. könndn sich also 
erst im Laufe des Ver:fahrens herausstellen. Soweit 
die Bundeswehr - nicht zuletzt auf Grund vorausge
gangener Bemühungen von Gemeinden - ·Üb<?r dieses 
Alte h.inaW? . .im Land.e die Errichtung nll!uer Garni
sonen plant, habe ich festzustellen, daß! sich diese 
Projekte ::ille noch im St~dium der P,rüfung im 
Bundesverteidigungsministerium befinde!}, so daß 
dafü1· Anforderungen von Gelände für die Bundeswehr 
bei de:r Landesregierung bis zu dleser S~unde nicht 
vo1·liegen. Sckhe neuen Anforderungen werden sich 
auch im übrigen nach dem neuen Anhörn~sver!ahren 
nach 'dem· § 1 des Lnndbe~chaCCung:;g~:;t.>lZt>J:i regeln. Da
bei, meine Damen und Herren, wird selbst'Verständllch 
auch zu px-üfen sdn, ob zur Ex-füllung d~r Verteidi
gungsaufgaben eine Eigentumsentziehung; notwendi6 
oder l."ine \veniger . t"'in.c:chneidcnde Form '.der Eigen
tumRbeschrilnkung oder des freien Verkiauff'~ mög-
lich ist. 1 

2. Da1·aui; ergibt :::ich, daß die Landesregieljung bei den 
jel~t . ~~~ „tib~uwickelnden Verfahren genr uso für die 
berechtigten Interessen der Eigcntümt:1" eintreten 
wird, wie sie es in der Vergangenheit unter der 
Herrschaft des Besat zungsstatutes getan • hat, zumal 
sie sich heute in besserer Situation bcfin1ie t, weil sie 
damals gegenllber dem Requisitionsrecht .ip.it kefnerlf'i 
Rechtsmitteln ausges tattet war i 
3. Aµf die .. Fragu: Ist mit der Beanspruchung von Ge
liinde für Raketcnba:::en zu rechnen? habe ich zu an~ 
wot'tcn, daß der Landes rcgiel'Ung über die Errichtum_~ 
von Raketenbasen Im Bereich des Lande.;J Rheinland
Pfal.z nichts bekannt ist und daß wedex- bei den alten 
Inanspruchnahmt!n derartige Pläne voI'liegen noch 
neue Anforderungen erfolgt sind. 
Meil;le Dab:ien und Henen, dies ist meih.e Antwox-t 
auf die Große Anfrage, soweit sehrirtlich ·gefragt und 
begründet w-01-<len war. Ich will nunmehr aber auch 
noch auf die soeben gehörten Au·sführung~n des Herrn 
Abgeordneten Schmidt eingehen, obwohl z. B. die 
Frage der Einschaltung des Landtages - streng ge
nommen - mit der vorliegenden schriftliqhcn Großen 
Anfrage nichts zu tun hul. 1 

Der Herr Kollege Schmidt hat zunächst das Lager 
Stegskopf genannt. Dieses sogenannte IJ.agcr Stegs
kopt war zur Zeit des Dritten Reiches im Jahre 1931, 
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also nicht erst 1945, durch die damalige Wehrmacht 
entstanden, allerdings in viel kleinerem Umfange. 

(Abg. Lotz: Nicht durch die Wehrmacht!) 

Es wurde durch Rcquisitionsmaßnahmen der Besat
zungsmacht dunn später auf einen Bestand von zirka 
2000 ha gebracht. Dieses Terrain wurde am l. Ja
nuar 1958 von den Franzosen der Bundeswehr über
geben. Auch diese 2000 ha und damit der gesamte 
Komplex Stegskopf, unterliegen in ihrer Gesamtheit 
genau dem Verfahren nach dem Landbeschaffungs
gesetz, das ich eben hier sehr eingehend erläute1·t 
habe. Es heißt in einem Antwortschreiben des Bun
desverteidigungsministers vom 29. Januar 1958 an die 
Staat:;kanzlei wörtlich: 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie die Gemeinde
verw[Jltungen darauf hinweisen würden, daß die 
Maßnahmen der Bundesvermögensverwaltung durch 
die in § 64 des Landbeschaf!ungsgesetzes festgeleg
ten Fristen ausgelöst worden sind und die Anträge 
zunächst vorsorglich gestellt werden müssen. 

Sehen Sie, Herr Abgeordneter Schmidt, das war ge
nau das, was die Staatskanzlei in der Besprechung mit 
den Landräten den Bürgermeistern vor einigen Tagen 
mitgeteilt hat. Sie hat diese bestmögliche und 
schnt•llstmögliche Gelegenheit wahrgenommen, um 
diese Erkläru'ng, die der Bundesverteidigungsminister 
wenige Tage zuvor abgegeben hatte, jedem der in 
!<'rage kommenden Landräte und Bürgermeister an 
Ort und Stelle zur Kenntnis zu bringen. Auch in dem 
Falle Stegskopf ist zu über·prüfen, ob die Notwendig
keit weiterer Inanspruchnahmen für Zwecke der 
Streitkräfte fortbesteht. Es ist richtig, daß Beauf
tragte der Bundeswehr und der Bereichsverwaltung 
im Oktober des vergangenen Jahres an Ort und Stelle 
sondiert haben, ob Bereitschaft für' Vergrößerungen, 
!ür Verkäufe usw. besteht. Es ist auch zuzugeben, daß 
diese Bemühungen der Bundeswehr bzw. des Bundes
verteidigungsministers den gesctzlich~'n Bestimmungen, 
wonach zuvor die Landesregi!'rungen zu hören sind, 
widersprechen, wie es nicht i·ichtig war, unmittelbar 
Vertreter der Behörde an Ort und Stelle zu entsenden. 
Nach dem klaren Wortlaut des Gesetzes hätte verlangt 
werden können, daß zuvor die Landesregierung unter
richtet bzw. gehört worden wäre, wenngleich ich aus
drücklich feststelle - rund deshalb eben mein Zwischen
ruf -: Solange kein ordnungsgemäßes Verfahren - in 
diesem Falle also nach dem § 1 des Landbeschaffungs
gesetzes dle Anhörung der Landesregierung - zu diesem 
Problem eingeleitet ist, solange braucht auch der ein
zelne um sein Eigentum nicl:tt zu bangen; denn es geht 
ja - ich glaube, das ist ganz klar - diesmal nicht mehr 
um Requisition, sondern um ein Verfahren, das rechts
staatlich im Gesetz geordnet ist. 
Meine Damen und Herren! Die Landesregierung hat in 
Erwartung der Freigabe des Stegskopfes durch die 
ausländischen Stationierungsstreitkräfte schon im Fe
bruar 1957 In Bonn ihre Bedenken angemeldet und die 
Notwendigkeit betont, die Schußbahn dieses Ubungs
platzes uuf weniger wertvolles Gelände zu beschrän
ken, d. h. also, das Gebiet wesentlich zu verkleinern, 
wodurcl:t alle :forstwirtschaftlich sowie wirtschaftlich 
bedeutsamen Teile des bisherigen Schieß- und Übungs
platzes wieder der Nutzung der Zivilbevölkerung zu
zuführen waren. Diese Forderung wurde von uns am 
27. November 1957 wiederholt. Es wurde also erneut 
die Reduzierung des Übungsgeländes gefordert. Der 
Bundesverteidigungsminister hat mir am 2. Januar 
1958 ausführlich geantwortet, dabei nach wie vor die 
Möglichkeit einer friedlichen Regelung betont und aus
drücklich gewünscht. Noch zuletzt am 7. Februar 1958 
hat der Chef meiner Staatskanzlei in Marienberg mit 
allen betroffenen Landräten und Bürgermeistern ver-

handelt, und zwar mit dem alleinigen Ziel, zu erfah
ren, was die kommunalen Vertreter selber für Wün
sche und Vorstellungen haben. Die Landesregierung 
wird diese Wünsche und Vorstellungen gegenüber den 
Bundesinstanzen weiter vertreten. Das Bundesvertei
digungsministerium hat seinerseits am 2. Januar die 
Möglichkeit einer mündlichen Erörterung - gegebe
nenfalls an Ort und Stelle - für zweckmäßig und wün
schenswert gehalten, um eine friedliche Regelung an
zustreben. 

Ich darf auch noch hinzufügen, Herr Abgeordneter 
Schmidt, daß es absolut unzutreffend ist. wenn Sie die 
Frage eines Abschlusses oder eines Ve~rechnungsmo
dus - einerseits Ahrbrück und auf der anderen Seite 
Stegskopf - mit irgendwelcl:ten Verteidigungsmaßnah
men oder -absichten ve1·ouicken. Der Verrechnunils
modus Ahrbrück gegenüber Stegskopf - in dem ei;en 
Falle Bundesgelände, in dem anderen Landesgelände 
usw. - sollte nicht auf diese beiden Projekte beschränkt 
bleiben, sondern darüber hinaus überhaupt der Mög
lichkeit einer gerechten Venechnung untereinander, 
und zwar außerhalb irgendeiner Verteidigungsabsicl:tt 
dienen, indem Bundeseigentum und Landeseigentum 
nicht geldlich, sondern möglichst durch Verrechnung 
einer Lösung zugeführt würden. Und schließlich, Herr 
Kollege Schmidt, darf ich Ihnen auch noch sagen: Die 
Landesregierung gibt keine „Hofberichte" heraus, wie 
wir sokhe in diesen Tagen hier in Mainz in anderem 
Zusammenhang lesen. Im Falle der Besprechung auf 
dem Stegskopf vor wenigen Tagen ist seitens der Lan
desregierung kein Bericht herausgegeben worden; im 
Gegenteil, es wurde festgestellt, daß die Beratungen 
wohl nicht geeignet seien, eine Presseberichterstattung 
herbeizuführen. Wenn nun trotzdem eine Heimatzei
tung - ich kenne sie nicht, aber ich werde sie mir jetzt 
einmal kommen lassen - einen Dank an die Adresse 
der Staatskanzlei ausspricht, Herr Kollege Schmidt, 
dann lassen Sie uns doch diesen Dank auch einmal 
zugute kommen, 

(Heiterkeit im Hause. - Abg. Völker: Ihnen?) 

für ein gutes Werk, das es in der Ansicht des Schrei
bers sicherlich dargestellt hat. 
Meine Damen und Herren! Nun ist im weiteren Ver
lauf der Debatte und aucl:t in der Presse im Zusam
menhang mit den sogenannten Raketenbasen von dem 
Herrn Abgeordneten Schmidt die Frage der Erricl:ttung 
von 17 Nike-Stellungen im Lande Rheinland-Pfalz 
angesprochen worden. Ich möchte auch dazu hier aus
führlich Stellung nehmen und zunächst mit aller Deut
lichkeit aussprecl:ten, daß diese Nike-Anlagen aber auch 
gar nichts mit Abschußbasen für atomare Angrifrs
waffen zu tun haben. 

Das System Nike ist und bleibt eine reine Luftab
wehr, wogegen das gesamte Konzept der Raketen
basen - gleichgültig, ob es sich dabei um Mittel- oder 
Langstreckenraketen handelt - in die strategische 
Verteidigungsplanung hine!ngehört1 d!e hier nicht zur 
Debatte steht. 

(Abg. Dr. Habighorst: Sehr wahr!) 

Meine Damen und Herren, unter Nike haben wir uns 
also gar nich1s anderes vorzustellen als gewisserma
ßen eine weiterentwickelte und technisch vervoll
kommnete Flakabwehr. Die Nike-Anlagen dienen aus
schließlich dem Luftschutz; sie sind für andere Ein
sätze nicl:tt verwendbar. Es können diese sogenannten 
Nike-Stellungen auch nicht als Abschußbasen für Mit
tel- oder Fernraketen irgendwie verwendet werden. 
Wir haben ·uns oft im Laufe der vergangenen Monate 
- denn das Problem der Nike-Abwehrstationcn ist ja 
schon vor längerer Zeit auf uns zugekommen - gewis-
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~enhaft und sorgfältig - zuletzt noch vor wenigen 
T::ig:C'n, durch die in Frage kommenden Experten des 
Hundeiwe1·teidigungsministeriums hier in Mainz - über 
di1':W ganze Frage unterrichten lassen. Ich glaube, das 
Prohl~m ist nicht geeignet, heute und hier in aller 
Üfient1ichkeit und in allen Einzel'heiten diskutiert zu 
Wt'l'den. 
Im übrigen, meine Damen un<i Herren. spielt das Pro
blem Nike ja nicht nur in Rheinland-Pfalz eine Rolle. 
D<is ist ja auch ganz natürlich, denn es handelt sich ja 
dflnim, durc-h ·die Nike-A.nlagen ein geschlossenes Sy
:- tem der Luftabweht über der Bundesrepublik insge
-;;mt. - und hier nenne ieh vor allem das Ruhrgebiet -
:>.u t-l'l'ieh1.t>n, von dem das Programm für Rheinland
Pfalz also nur ein kleines Teilstück darstellen kann. 
Diese Fr:tge spielt demgemäß auch in Nordrhein-West
l~iPn, ~uch in Hessen und in Baden-Württen1bcrg seit 
Monaten die gleiche Rolle. So haben wü· festzustellen. 
dal~ alle maßi;teb~:nden Stf'llen :r.u einer positiven ße
'\VP1·tu n.1'(. HHch in <lie~en von mir eben zitierten Län
del'n. g~kommen sind, 

cAbg. Matthes: Sehr interessant! - Abg. Hertel: 
Wm·um wehren sich denn die anderen Länder?) 

t'O daß d:-tmit nicht nur keine msätzliche Gefährdung 
rlt:>r Zivilbevölkerung verbunden ist, sondern im Gegen
t<"il R!le Beteiligten darin einen erhöhten Bevölke-
1 ung~~chutr. gegen feindliche Luftangriffe erblicken. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

kh meine. e~ sollte endlic'l einmal die Ve1·wirrung 
h•·~ei1igt. werden, die dadurch entsteht, daß man seit 
.Jahr und Tag - die einen bevmßt und verantwortungs
lo~, die anderen sicherlich verantwortungsibev.'Ußt, aber 
<1us Unkenntnis - das Abwehrvel'fahren mit aggres
.~iven Rakf'tenwaffen w ie Kraut und Rüben durchein
. md(•1wirft. 

(Beifall bei der CDU.) 

Mc>ine Damen und Herren, es spricht sicherlich nicht 
1 i.i r eine 7 1.1~iit7.li <:he Gefährdung der Zivilbevölkerung, 
·wenn wir in der übrigen Welt feststellen - und zwar 
ir. allen Ländern, einschließlich Amerika -, daß dort 
Nike-Lufüibwehranlagen mitten in die Großstädte hin
eingebaut und auf den großen Dächern der Gebäude 
errkhtd WO!'den sind. Im Interesse unserer Bevölke
ning ist es daher notwendig, sich von ·allen falf:C'.hcn 
Vorstellungen zu lösen. Es muß hier klar herausge
,;tellt werden, daß unbeschadet aller Erörterungen über 
den notwendigen Beitrng der Bundesrepublik und über 
das Problem der Atomwaffen, das in diesem Hause ja 
nicht zur Debatte ~leht, sondern höheren Orts geregelt 
wird. 

<Abg. Fuchs: Aber Sie sprechen doch nun schon 
20 Minuten <iavon!) 

der Luftschutz ein vordringliches Problem für die ge
:;amt" R!'völkerung ist und bleibt und daß gerade die 
Nike-Luftabwehranlagen geeignet sind, diesen Luft
schutz in hervorragendem Maß zu gewähren. 

Meine Damen und Herren! Id1 habe schon gesagt, die 
Verteidigungsstreitkräfte - und in Rheinland-Pfalz han
nl."lt es sich bei diesem Nike-Abwehrver fahren im 
GE'gt:>m:n.tz 71.l Nordrhein-Westfalen, wo die Bundes
wd11· in F1'<1ge kommt ja um die amerikanischen Ver
tl'irligunv:strPitkräfte - haben das vorgesehene Nike
Prügramm der Landesregierung mitgeteilt. Eine ge
w issE• Standortgebundenheit ergibt sich aus der Lage 
der m i:chützenden Objekte. Es steht heute schon fest, 
daß für einen Teil dieser Anlagen - wir sind ja erst in 
der Überprüfung - bundes- oder landeseigenes Ge
lände zur Verfügung gesteHt werden kann. Inwieweit 
fül' den B<1u weiterer Stationen neue private Inan-

spruchnahmen erforderlich werden, bedarf, der Über
prüfung in jedem einzelnen Fall. Dabei ist noch zu 
bemerken. daß für den nau einer solcl1cn Anlage rund 
15 ·ha Land benötigt werden, die aber - w(e man uns 
weiter sagte - gl'ößtenteils nach Errichtung der Anlage 
weiterhin wirtschartlich bzw. landwirt-'lchfifilich ge
nutzt wei·den können. 

In -diesem 'Zbsammenhimg ein Wort ~u der Frage einer 
solchen Station im Bereich dl'r Anl~gen de!:" evange
lischen Klrcbe Lachen-Speyerdorf, wovon der- Herr Kol
lege Schmidt soeben gesprochen hat. Meine Damen 
und Herren, darüber hat die Landesregierung schon 
seit mehr als Jahresfrist mit den amerik11nü;chen 
D!en.<itstellen mi.t dem Ziel eines anderen Abschuß
platzes verhandelt. Es sind bi;;.her noch keiherlei Ent
schelOungen getroffen worden. Die Verhandlungen 
sind noch nicht abgeschio!':s~n. Am 25. November i957 
habe ich d-en Herrn BundesveX"teidigungsminhter um 
seine Unterstützung bei den Verhandlungen mit den 
Amerikanern zur AhiWehr dieses Platzes niachgesucht. 
Mit den Vertretern der Bundeswehr habe ich diese 
Fragß . am VCrll:angenen Fn!itag emeut e~örtert und 
dringp.ud um. die Unterstützung des Bun~esverteidi
gungsministeriums zwecks Auswahl eines anderen 
Platzes .er.sucht. Sie kennen die Korresp~ndenz, die 
Herr K.lrchenptäsident Stempel mit mir' geführt hat, 
wf:'nig~t"'n~ soweit es sich um seine SchreibCn handelt; 
die Abschriften meiner Schreiben hat er leider nic:ht 
beigefügt. Sie mögen daraus ersehen, daß die Landes
regierung ganz im Sinne der Evangelischen Kirche bis
ht!l' verhandelt ha~ und daU wir auch guter Hoffnung 
sind, den Bau der Flugabwehr an dieser StlHle verhin
dern zu können. Das Bundcsverteidigungsrhinisterium 
liat. mir dies ausdrücklich noch in der letz~en Bespre
dlung zugesagt.. Wir werden prüfen, ob an f!iner ande
ren Stelle - selbstverständlich im Rnhmen cJ,cs Gesamt
pro,g~mms - ein Platz möglichst in staatli~em Besitz 
ausgesucht werden kann. Wir ho!ren dies und glauben. 
dadut"c:h den Wünschen des Herrn Kirehienbiäsidenten 
enfaprechen zu können, wie ich ihm dies i bereits im 
November des vorigen Jahres schriftlich! versichert 
habe und wie .diese ul'lsere Bemühungen: in seinem 
lt>tzten S('hreiben vom 6. Februa!' 1958 auCh dankbat" 
anerkannt wnrden sind. 

So darf ich abschließend die Versir.:herudg abgeben, 
daß die L a ndesregierung am:h hier, wie in :jedem ein
zelnen Fall, nichts unterlassen wird, was geeignet ist, 
die Interessen der Grundstückseigentümer r:pit den Ver
teidigungsnotwendigkeiten in Einklang zu ll>ringen. Ich 
bin der festen Uberi:eugung, daß umerP. Bevölkerung, 
in der rechten Weise aufgeklärt, RlTP:<l Verständnis für 
die MaßnahmE>n aufbringen wird, die letzten Endes 
lediglich zu ihrem eigenen Schutz getroffpn' werden. 

' Nun, meine Damen und Herren, noch ein Wort zu ·dem 
hier vorliegenden Antrag. Er ist uns - wie Sie wissen -
erst heute vormittag auf den Tisch gele~t worden. 
Eine abschlleßende Stellungnahme ist daher in der 
Kürzt: der Zeit n.Lcht rr1öglich. IcJ1 darf z~nächst. auf 
die Behauptung des Herrn Abgeordneten Schmidt ein
gehen, die Landesregierung habe d as Parlament nicht 
unterrichtet - so kann man es ja wohl zusammenfas
sen - und sie habe infolgedessen ihre Pflicht gegen
über dem Parlament verletzt. 
Meine Damen und Herren! In der Sit:>:ung des Älte
stenrates vom Hi. Febt·u1:1r 1956 habe ich 

(Abg. ßögler: Eben! Das sind zwei .Ta~re her!) 

sehr eingehend über den damaligen Stan;d beridttet 
und die Maßnahmen bekanntgegeben, di~ der Bun
desverteidigungsminister damals im Lande 'plante, hin
.sichtlich des Aufbaues der Wcltrmadü, des Wehrbe-
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rcichskommandos, hinsichtlich der vorhandenen Flug
pUitzc, hinsichtlich der Errichtung von Garnisonen usw. 

(Abg. Hertcl: Das war die Biedermeierzeit!) 

Es wurde damals auf das Landbeschaffungsgesetz 
hingewiesen und meinerseits dargestellt, daß die
ses Gesetz nun die Möglichkeit verschaffe, nach 
rechtsstaatlichen Grundsätzen jeden einzelnen Fall zu 
übc1·prüfon. Ich hube hier ausdrücklich festzustellen, 
daß nach dem Erlaß des Landbesch!lffungsgesetzes bis
her noch nicht ein einziger Fall auf uns zugekommen 
ist, dct' au! Grund des § 1 dieses Gesetzes die Anhö
rung der Landesregierung und damit die Einleitung 
eines Enteignungsver!ahrens anspricht. Nicht ein ein
ziger Fall! Alles, worüber wir heute vormittag gespro
d1en heiben und was auch Gegenstand der Grol1cn An
frage wur, betrifft die Bereinigung der in der Vergan
genheit liegenden Dinge. Es hat infolgedessen bis zu 
dieser Stunde auch keine Veranlassung zu einem wei
teren Gespräch mit den Vertretern des Landtages im 
Ältestenrat gegeben. Ich habe in der vergangenen 
Woche, als wir mit der Bundeswehr <las Nike-Verfah
ren besprachen, unbeschadet der hier anstehenden 
Frngc, die Zustimmung des Herrn Bundesverteidi
gungsministers herbeigeführt, der Landesregierung 
- zusammen mit dem Ältestenrat, wenn das gewünscht 
wird - zm· Verfügung zu stehen, um in einer solchen 
Sitzung niihere Einzelheiten über das Nike-Verfahren 
in unserem Land in Verbindung mit den schon durch
gerührten Maßnahmen in den benachbarten Ländern zu 
erfütcm. Darüber habe ich den Herrn Präsidenten be
reits in der vergangenen Woche unterrichtet; es be
steht keine Veranlassung, dies hier zu verschweigen. 
kh !Jin durchaus der Meinung, meine Damen und Her
ren, daß - wenn sich die Notwendigkeit dazu heraus
~tcllt - wir die Besprechung dann mit dem Ältestenrat 
führ~n können, allerdings unter BerJcksichtigung der 
Tal:;aclle, Herr Kollege Schmidt, daß es sich hier doch 
in erster Linie um solche Dinge handelt, die im Inter
esse der Landesverteidigung geheim zu behandeln und 
geheim zu halten sind. 

Meine Damen und Herren! Schließlich noch ein Wot·t 
über das Landbescha!fung:;gesetz, von dem eben hier 
die Rede war. Es heißt im Absatz 2 des § 1: 

u) daß die Landesregierung m ·hören ist, 

b) daß die Anhörung der betro!!enen Gemeinde 
durch die Landesregierung durchzuführen ist, 

c) daß die Landesregierung dann Stellung zu neh-
men hat. 

Es ist weiter festgelegt, daß, wenn diese Stellung
nahme der Landesregierung durch das Bundesvertei
digungsministerium oder durch die beteiligten Bundes
minister - zum Beispiel durch das Bundesfinanzministe
rium - nicht anerkannt wird, d ie Landesregierung von 
der ubweichcnden Stellungnahme noch einmal aus
drticklic...l-i unterrichtet \Verden muß, bevor man die 
endgUltige Durchführung des vorgesehenen Verfah
rens beginnt. Ich dar! hier zum Ausdruck bringen, daß 
dieser Absatz 2 des § 1 des Landbeschaffungsgesetzes 
in erster Linie unser persönliches Werk und unser 
persönliches Verdienst ist und nur mit einer ganz 
knappen Mehrheit im Vermittlungsausschuß und dann 
später in den beiden Parlamenten überhaupt durch
gesetzt werden konnte. Ich glaube, daß gerade durch 
diese Formulierungen - zu deren Herbeiführung wir 
gerade au! den Tatbestand der größeren Projekte wie 
der Flugplätze, des Stegskopfes usw. hingewiesen ha
ben - sehr einwandfrei und erfolgreich die Interessen 
vom Standpunkt der Länder aus wahrgenommen wor
den sind. 

Darauf, meine Damen und Herren, möchte ich mich 
beschränken, ohne es allerdings zu unterlassen, mit 
einem Satz zum Ausdruck zu bringen, daß die Landes
regierung aus vielerlei Gründen, die ich hier im ein
zelnen nicht anzuführen brauche, den Antrag der 
SPD-Fraktion, wie er hier vorliegt, als ungeeignet er
klären möchte. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Präsident Wolters: 
Meine Damen und Herren! Es liegen eine Reihe von 
Wortmeldungen vor. Damit wird angedeutet, daß eine 
Besprechung gewünscht wird. 
Zunächst hat sich Herr Abgeordneter Dr. Boden zum 
Wort gemeldet. Dann folgt Herr AbgeMdneter Schmidt, 
danach Herr Abgeordneter Lotz. 

Abg. Dr. Boden: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Gestatten 
Sie mir namens der Fraktion der CDU dieses Hohen 
Hauses, in zweierlei Hinsicht eine kurze Stellungnahme 
vorzutragen, einmal im Hinblick auf die Ausführungen, 
die der Herr Ministerpräsident zu der Großen Anfrage 
der SPD gemacht hat und sodann zu dem Antrag, der 
uns als Entschließungsantrag Nr. 11/367 heute morgen 
noch von der sozialdemokratischen Fraktion dieses 
Hauses vorgelegt wurde. 
Meine Fraktion hat mit Befriedigung von der Erklä
rung des Herrn Ministerpräsidenten Kenntnis genom
men. Die jetzt anhängigen Verfahren aur Grund des 
§ 64 des Landbeschaffungsgesetzes sind, wie der Herr 
Ministerpräsident mit aller Deutlichkeit herausgestellt 
hat, notwendig geworden, um überhaupt eine Frist
verlängerung von einem Jahr zu ermöglichen, dam!t 
das im Landbeschaffungsgesetz garantierte Recl:ltsver
fahren durchgeführt und bis zu diesem Termin d!e 
Zahlung der Nutzungsentschädigungen sichergestellt 
werden kann. 
Wir möchten bei dieser Gelegenheit die Landesregie
rung allerdings dringend um nachhaltige Vorstellun
gen bei dem Bundesfinanzministerium und den übrigen 
Bundesstellen ersuchen, mit dem Ziel, daß die in Frage 
kommenden Entschädigungen schneller und großzügi
ger abgewickelt werden, als dies zu unserem Bedauern 
vielfach der Fall war. 

(Beifall bei der CDU.) 
Von großem Interesse waren für uns auch die Ausfüh
rungen des Herrn Ministerpräsidenten über die Errich
tung der Nike-Abschußstationen. Ich bin Ihnen dank
bar dafür, Herr Ministerpräsident, daß Sie in dieser 
Öf.fentlichkeit hierzu einmal Stellung genommen ha
ben. Denn ich glaube, daß die Kenntnisse in der Ge
samtbevölkerung nicht nur unseres Landes über diese 
Dinge bis zur Stunde noch sehr mangelhaft sind. Sie 
haben insbesondere darauf h ingewiesen, daß es sich 
hier nicht um irgendeine Form des Atomkrieges han
delt, sondern einfach um eine Luftabwehr narl1 mo-
dernsten Gesichtspunkten, wie sie in allen Staaten 
heute durchgeführt wird. Es ist dann doch eine Selbst
verständlichkeit, daß sie auch dem deutschen Volke 
nicht vorenthalten werden darf. 

(Beifall bei der CDU.) 

Wir haben vo.r wenigen Monaten - der Herr Kollege 
Schmidt ist auch schon davon ausgegangen - au! Grund 
der Großen Anfrage der Fraktion der SPD die ver
schiedensten Aufgaben und Notwendigkeiten des Luft
schutzes sehr eingehend behandelt. Es sollte kein Zwei
fel mehr darilber bestehen, daß uns mit dem System 
„Nike" die wirksamste Luftabwehr in die Hand ge
geben ist. Gerade wenn man, wie der Herr Minister
präsident ausgeführt hat, in Amerika inmitten der 
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('Trofisti-idte diP.ses Abweht·miltel eingerichtet hat, und 
'Y<·nn die amerik.fmische Bevölkerung entscheidenden 
Wi•rt d;:ir;:iuf legt, durch derartige Schutzvorrichtungen 
g{'gen einen Luftangriff geschützt zu werden, dann 
haben wir hier keine Veranlassung, dieses Mittel aus
zuschlagen. 

(Sehr rimtig! bei der CDU.) 
Cr.:.t red"Ll aber muß dagegen Front gemacht werden, 
ci<iß man in gewissenloser Art die Unkenntnis und Un
wh;senheit vieler dazu mWbraucht, um dieses Nike
Luftabwehr~ystem mit Atom und Raketen in einen 
Topf zu werfen. 

(Beifall bei der CDU.) 
fdi hätte dem Herrn Minii:;t.erpräsidenten schon selbst 
niP F'rage vorgelegt, ob denn <liese Abwehrstationen 
nur in Rheinland-Pfalz vorgesehen seien. wie es auch 
durch mimcherlei Verlautbarungen in der Offentlich
kt·it rlf>n Ans<'hf'\n halte. Die eben gehörten F.t·klärun
gcn de~ Herrn Min\Rterpräsidenten haben diese :frage 
'<('nnn vorwt-g beantwortet. Es handelt sich, wie das 
:1ueh E{<lfi7. ~Plh~t.versfändlieh für mich war, nicht nur 
um t-\ne Einrichtung in Rheinland-Pfalz, sondern um 
dif' LuftalJwEohr in der Bundesrepublik überhaupt. 

IAhg. Hertel: Warum will IIolliind keine haben?) 
Damit hat die Debatte sicherlich über die Fragen der 
Antrag~t.eller hinaus den guten Zweck erfüllt, unserer 
~nnzf'n Bevölkerung Klarheit über diese wesentliche 
Lnf"1 ~chutzf rage zu verschaffen. Es sollte für die Zu
ln1nft ausge,;chlo;;sen bleiben, daß die Errichtung von 
Nik0-Stationen 7.Ur Veranlassung genommen wird, in 
A 1um- oder Raketenpanik zu machen. 

(Wirlf'rspruch bei der SPD.) 

W:•" ~C'hlii?Hlim die Einri<'htung rler Nike-Stationen 
sc!b~t anbetrifft, so haben wir den Wunsch, daß bei 
der räumlichen Unterbringung dieser Anlagen mit der 
g riH.ltmögli msten Schon uni.i unseres wirtschaftlichen 
und agrarischen Bestandes vorgegangen wird, selbst
verntändlicn soweit d!es mit der Ortsgebundenheit des 
zu schützenden Objektes zu vereinbaren ist. 
Aber meinP. Damen und Herren, wir sind, wenn wir 
diesen W1m~d1 der I.<1ndesregierung heute vortragen, 
ctf'r Auffii~~ung, daß wir auch berechtigten Anlaß ha
b1~n , daß von der Landesregierung diesem Wunsche 
ent,;prndien wird. Es ist in dieser Debatte schon mehr
fach <iuf die vielen BPmühungen unserer Landesregie
rung hingewiesen worden, die jahrelang, zur Zeit der 
französischen Besatzung, hier im Hohen Hause zum 
Vortrag kamen, wenn es s ich um die Beschlagnahme 
d ie ses odt>r jenes größeren und kleineren landwirt
schaftliche Are::il s für Truppenübungsplätze und ähn
liche Anlagen handelte_ 
Meine Dam('>n unrl Herren! kh für meinen Teil - ich 
glaube, ich darf das auch für meine Fraktion sagen -
h~ibe absolut den Eindruck gewonnen, daß dieses An
lieg<"n der einzelnen Mem:ctH•n in unserem Lande <iuch 
ein H.erzensanliegen unserer Landesregierung in jedem 
Falle gewesen ist. 

(Beifall ·bei den Regierungsparteien.) 

Damit komme ich zu dem zweiten Teil meiner Aus
fühi.'1.l.ngen, nämlich zu dem Entschließungsantrag der 
SPD, Druck~ache JI/367. Der Herr Kollege Schmidt hHt 
mit R>'<'ht dar;iuf hingewie~en, daß wir schon vor zwei 
Jahren den von ihm vorg~tragenen Wunsch der Lan
desregierung unterbreitet haben und daß dann auch 
zweimal die Landesregierung den .Ältestenrat damit 
befaßt hat. kh bin der Auffassung, verehrter Herr 
Ko11€'ge 1';chmirlt, wenn Sie dRs, w as Sie heute morgen 
insbesondere auch den Spezialfall Stegskopf befassend, 
vorgetragen haben, was auch in unserer Fraktion schon 
mehrfach besprochen word<!n ist, im Ältestenrat. gesagt 

und den Wunsch geäußert hätten, da.ß die uandesregie
rung dazu SteUung nehmen sollt€', und zwar in dem 
Rahm~'ll, daß auch die Geheimhaltung garantiert würde 
- dafür habt:n w.ir damals den Alte:;t.enrat eingeschal
tet -, dann würde unsere Fraktion Sie 1mit diesem 
Antrag unterstützt haben. De~halb bin ich der Auf
fassung, daß es nicht notwendig ist., einen' Sonderaus
schuß dafilr einzuberufen, sondern, daß !wir es bel 
dem· alteri Prinzip der Beratung im Ält~stenrat be
lassen sollten, wobei ich ll!unen:; unset'er Fraktion 
allerdings auch zum Ausdruck. bringe, daß unter den 
Gegeµ1.:ul~~i~.n der heutigen Lage eine h~ufigere ne
nachrichtigung, die uns der Herr Minis~erpräsident 

auch vorhin schon zuge1';agt hat, erfolgt. i 
(Zuruf bei der SPD: Al I>' :>:wei Jahl'e qi nmal ! -

Abg. Haehser: 1961 das nii.chste Mal!) 

Das führt. mkh namens der Fraktion der CDU zu de1· 
Aufforderunli!" an das Hohe Haus, den EntJ;chließungs
antrag der :Fraktion deT SPD, Dru<'k~Ache TI/367. heute 
iib:r.ulehnen und wiederhole nochmal~. daß wir eine 
g'€nauere Unterrichtuhg selbi;t ·wünschen. diaß wir aber 
auch die ·Geheimhaltung de~!'len für unbedingt not
wendig erachten, gerade weil wir durch die Beratung 
genauer unterrichtet werden wollen, als dies in einem 
Au~s~~~ .. ~esic:h.".h~n .könnt.e. 1 

(Beifall bei den Regierungspartelcn.) 

Präsident Wotters: 

Das Wort hat. Herr Abgeordneter Schm~dt von der l · r.r~.~~}~i;i .. ~~~ .§~R.„ 1 

A bg. Sclunidt: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren1 Zunächst 
darf ich feststellen, daß sowohl der Herr llo'linisterprä
s ident als auch. der Herr Kollege Dr. Bo!'len bei der 
Vorbereitung ih1·er Reden Pech gehabt hab,cn. kh habe 
nämlich kein Woi:t von dem militäriseheri Wert oder 
Unwert der Nike-Basen gesprochen. 

(Abg. Matth€-S: Das haben wir zur KcnntniR 
genommen!) 

kh habe nur die Frage angesproC'hen im :zusammcn
hang mit den Problemen der Landbe.c;chafftrng. kh darf 
das ausdrikklich fe!'t!itellen. Warum habe [eh sie nicht 
angesprocllen? Weil das hier eine sehr 'umstrittene 
Frage ist, über deren Wert oder Unwert sich selbst die 
hohen Sachver..-;tändigen in Bonn nic'ht einig sind. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Ich bin in meinem Leben wiederholt Soldat gewesen, 
ich war sogar Artillerist. Im Gegensatz , zu anderen 
Leuten, die nicht Soldat waren und heutEt in militär
technischen Dingen sich große Weisheiten anmaßen, 
möchte ich sagen, daß ich mir Weisheiten darüber 
ein!ach nkhL zumute. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die 'Fr:lge übe:~ \X!ert oder Unwertt Herr Ko!!ege, 
wollen wir denen überlassen, die vielleicht als die 
Sad1vt::t'8ti:indig~ren berufen sind. , 

(Abg. Dr. Boden: Ich habe nichts anderes gewollt, 
als den Unterschied zwiB<=hen dem in Ihrer An
frage gebrachten Ausdruck. und den ~er Nike
Stationen hier in aller Öffentlichkeit einmal z:um 

Vortrag zu bringen!) 
- Herr Kollege Dr. Boden, ich h'1be ja dazu gesagt: 
Man braucht sich nicht dafür zu begeistern, man kann 
sim dafür begeistern und kann ihr einen A.bwehrwert 
zumessen oder nicht, was weiß ich, aber darüber sind 
sich die Strategen oben selber noch nichi einig. Sie 
haben mit Recht Bezug genommen, daß i wir Sozial-
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dcmokraten LuCtschutt. gewollt haben. Sie wissen, daß 
wir - gerade unsere Partei - seit Jahren vergebens 
darum gerungen haben, daß der Luftschutz mit der 
Verteidigung in Deutschland gleichwertig behandelt 
wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich bin z. B. der Meinung, daß die Möglichkeit, Luft
i.chutivorrichtungen zu scha!fen, für die deutsche Be
völkerung bei der ganzen strategischen Situation in 
Deutschland interessanter sein könnte, als dle Nike
Basen. Ich s:.igc das, ich weiß es nicht! Aber deshalb 
kein Streit darüber. Ich wollte nur feststellen: Bei Vor
bereitung der beiden Reden ist man von einer fal
schl:n Tatsache ausgegangen. 

(Ministerpräsident Dr. Altmeier: Auf Grund des 
Textes der Großen Anfrage!) 

Nur noch eins. Der Herr Ministerpräsident sagt, daß 
ihm noch kein Fall vorgelegen habe, der ihn zur Un
terrichtung des Ältestenrates hätte bestimmen können. 
Entsc.:huldigen Sie, Herr Ministerpräsident, ich darf 
ihnen mindes tens e inen vorhalten, nämlich den Fall 
bei Lachen-Spcyerdorf. Das war doch eine neue Sache. 
Es handelt sich ja bei <iiesen Luftabwehrbasen nicht 
nur um jene 15 ha, sondern auch darum, daß bei jeder 
Base eine zusätzliche Garnison eingerichtet werden 
muß, die, wie ich aus einem Schreiben des Herrn Kir
c:h~npräsidenten Stempel entnehme, im Falle Speycr
dod zwischen 120 und 150 Köpfe betragen sollte. Der 
Herr Kirclienpräsident hat bereits am 31. Oktober 1957, 
laut der mir vorliegenden Unterlage, Sie, Herr Mini
sterpräsident, mindestens von sich aus über die dort 
anstehenden Absichten unterrichtet. Das steht doch im 
Widerspruch zu Ihrer Meinung, es läge kein neuer 
Fall vor. Das war doch ein neuer Fall. Wenn in 
Verbindung mit diesem ersten Fall inzwischen Pla
nungen von 17 Basen Ihnen irgendwie in Erinnerung 
gebracht oder nur lose angedeutet worden sind, dann 
Jrnnn ich doch nicht von Ihnen abnehmen, daß Sie 
sagen: Es war kein Anlaß dafür gegeben! 
Aber auch im Falle Stegskopf darf ich feststellen, daß 
die dort bekanntgewordenen Planungen über die bis
herige Beanspruchung von Gelände hinausgehen, daß 
also auch von den Franzosen bisher nicht im Nut
zungsrecht .stehendes Gelände beansprucht worden ist. 
Ren Ministerpräsident, ich habe mit Erstaunen ver
nommen, daß Sie sagten, durch ein Schreiben vom 29. 
Januar hätten Sie beim Bundesverteidigungsministe
rium nochmals über diese Sache Rückfrage gehalten. 
Ich stelle dazu fest, daß bereits durch Schre;ben vom 
14. Dezember 1957 und noch früher - ich habe sie auf 
meinem Tisch liegen - die ersten Anforderungen der 
Bundesvermögensverwaltung an die Grundstücksbe
sitzer ergangen sind. Ich muß also annehmen, daß d-ie 
Landesregierung, nachdem wir ein Grundstücksbe
schaf!ungsgesetz haben, vom Bundesverteidigungsmi
nisterium vor Einleitung ein.er solchen Aktion benach
richtigt worden ist. 
Wenn das nicht der Fall sein sollte, würde das höch
stens ein bezeiclinendes Licht auf die Praktiken des 
Bundesverteidigungsministeriums gegenüber der Lan
desregierung werfen~ 

(Beifall bei der SPD.) 

In diesem Schreiben vom 14. Dezember wird ausdrück
lich gesagt: Zweck ist die Einleitung des Enteignungs
verfahrens; :mnächst Besitzeinweisung, anscbließend 
volle Inanspruchnahme auf die Dauer. -
Herr Ministerpräsident! Wenn wir solche Sachen er
fahren, dann verstehen Sie bitte, daß wir nicht anneh
men können, es sei kein Anlaß gegeben, Ihre Zusage 
vor zwei Jahren einzuhalten. Wir haben uns mit Ab-

sieht heute bemüht, und zwar in Wahrnehmung der 
Interessen dEr Bevölkerung unseres Landes, die De
batte auf das zu beschränken, auf das sie hier be
schränkt sein muß, nämlich auf die Folgen, die sich 
für die betroffene Bevölkerung ergeben. 

{Abg. Dr. Boden: Wir sind durchaus einver-
standen!) 

Da wir uns diesen Rahmen gesetzt haben, hätten wir 
eigentlich ein besseres Verständnis für unseren Wunsch 
erwartet; denn dieser Rahmen hätte Ihnen eine ele
gante Möglichkeit geben können, sich die Mitarbeit des 
Parlaments zu sichern, die, wenn sie in anderen Län
dern in dieser Form angeboten worden wäre, von den 
dortigen Ministerpräsidenten - davon bin ich über
zeugt - mit Kußhand aufgenommen worden wäre. 

(BeifaH bt:!i der SPD.i 

Prisldent Wolters: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Lotz von der 
Fraktion der FDP. 

Abg. Lotz: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir haben 
die Erklärung des Herrn Ministerpräsidenten zur 
Kenntnis genommen, die ohne Zweifel in allen formal
juristischen Dingen richtig ist, aber leider spielt in ei
nem gewissen Zwischenraum eine Unruhe in die Be
völkerung des betroffenen Gebietes hinein, die nicht 
die Landesregierung verursacht hat, sondern die durch 
Ungeschicklichkeiten der Bürokratie entstanden ist. Dar
über müssen wir uns von vornherein im klaren sein. 
Alle diese Dinge, die ja öfter Gegenstand unserer Be
ratungen hier im Landtag waren - z.B. die Ausamtung 
des Or.tes Herdorf aus dem Amtsverband usw. - spielen 
da mit hinein. · 
Das Gebiet des Stegskopfes war zuerst nicht von der 
Wehrmaclit belegt, sondern dort ist zunächst eine Poli
zeiunterkunft gewesen. Später wurde dort ein HJ-Aus
bildungslager errichtet, und zwar bestand dies noch im 
Jahre 1943, als die Gemeinde Emmerzhausen auf Grund 
der NS-Enteignungsgesetze rund 6 ha Wald und 30 ha 
Weidegelände abgeben mußte. Damals bekam sie dann 
43 000 RM auf ein Sperrkonto, die aber dann der Wäh
rungsreform zum Opfer fielen. Die Gemeinde Emmerz
hausen hat also praktisch schon rund 36 ha Gelände 
verloren. Im Jahre 1949 wurde der Stegskopf als Er
holungslager für französische Kinder benutzt und an
schließend von französischen Truppen belegt. Aus der 
Kenntnis der Dinge muß ich sagen, daß sich im Laufe 
der Jahre ein gutes Zusammenwirken zwischen der 
Bevölkerung und den französischen Dienststellen her
ausgebildet hatte. 
Die Nutzung des landwirtschaftlichen Geländes wurde 
von den Franzosen öfters genehmigt, auch die Durch
fahrt auf der Straße von Nisterberg nach Friedewald. 
Der Ort Nisterberg, der zum Kreis Altenkirchen ge
hört, liegt hinter einer Höhe, und die Straße von Nl
sterberg nach Friedewald ist für die Bewohner von 
Nisterberg der einzige Weg, um zum Amt zu kom
men. Wenn also diese Stra ße gesperrt ist, milssen sie 
einen langen Umweg von 16 km machen, um nach Daa
den zu gelangen. 

(Abg. Schuler: Das liegt aber doch neben der 
Sache!) 

Moment, Herr Kollege Schuler! Wir wollen eines 
hier feststellen - und das ist der Sinn der Sacbe -: 
wenn wir uns schon darüber unterhalten, dann wollen 
wir auch die Ursache sehen. Es ist so gewesen, Herr 
Kollege Schuler, daß sich die Selbstverwaltungsgre
mien, Amtsverwaltung und Kreistag, in den letzten 
Tagen ausgiebig mit dieser Materie beschäftigt haben. 

'' 

. ' 
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Un!'-E're l..eute im Amt und im Kreis verstünden es 
nicht, wenn wir hier mit leichter Hand über die Dinge 
hinweggingen. Wir müssen sie einmal aufreigen, um in 
Zukunft solche Vorkommnisse unmöglich zu machen. 

(Ministerpräsident Dr. Altmeier: Was ist denn 
vorgekommen?) 

- Was vorgekommen ist, Herr Ministerpräsident? Ich 
meine die Unklarheiten, die vorgekommen sind. Ich 
komme noch darauf :zu sprechen. 

Da!'< Gelände wurde von der französischen Besatzungs
macht in Anspruch genommen. Als nun die deutsche 
Bundeswehr einzog, glaubte die Bevölkerung, dieses 
Gelände. dal'l bisher von der französischen Besatzungs
macht belegt war, würde nunmehr von der deutschen 
Bundeswehr in Anspruch genommen. In diesem Glau
ben i!;t die Bevölkerl1ng enttäusea11t vrorden durc..11 Be
suche von nichtkompetentf'n Leuten, wie Sie vorhin 
auch ausgeführt haben. Diese Vorgänge waren nach 
den gesetzlichen Bestimmungen nicht vorgesehen. 
Durch diese Be~1.:heide ist eine Unruhe in die Bevölke
rung hineingetragen worden. Die Erklärung, daß das 
Ganze nur einen formaljuristischen Charakter habe, 
ist leider für die betroffenen Gemeinden zu spät ge
kommen. Der Amtsbürgenneister des Amtes Daaden 
hat mir erklärt, er sei gern!'> bereit gewesen, die be
troffenen Gemeind~m darüber aufzuklären, wie diese 
formaljuri~ti~chen Dinge zusammenhingen. Dann wäre 
nicht der Glaube entstanden, daß es sich praktisch 
s.;:h<>n um eine eingeleitete Enteignung handele. ' 

Meine Damen und Herren! Ich maße mir nicht an, das 
Lan<lbe><~haffungsgesetz in seiner mmzen Auswirkung 
zu ültersc:h<1uen und zu erk~nnen. Ich habe el.len einmal 
ver~ucht, den § 64 zu testieren und dazu die Erklä
rungen der Bundesgesetz-Sammlung herangezogen. Ich 
hahe auch auf Grund dieser Erläuterungen keinen 
Begriff davon bekommen, daß der § 64 auch das Ge
lände umfaßt, das der deut;;;c.i!....1.en nunde;:;weh:r j.etzt zu
erkannt werden soll. Bei diesen Erläuterungen dreht 
e!'l sich hinsichtlich des § a.i lediglich um das Gelände, 
das bisher von den Stationierungsstreitkräften in An
,;;pruch genommen worden ist. Ich nehme zwar an, daß 
die gesetzliche Formulierung in Ordnung ist, aber 
wenn wir zum Teil schon nicht in der Lage sind, eine 
i>Okhe gesetzliche Bei;timmung klar zu erkennen, dann 
kann man von den betroffe-nen Landwirten sicher nicht 
erwarten, daß sie den Inhult eines Schreibens, das ih
nen auf den Tisch flattert und in dem von Enteignung 
gesproc·he-n wird, richtig erfas..~en und definieren. 
Nach meiner Meinung wäre es richtiger gewesen, wenn 
der zuständige Amti;bürgel"meister - der es gerne ge
tan hätte - die Leute wil'klich unterrichtet hätte. Dann 
wäre uns diese ganze Unruhe erspart geblieben. Im 
Augenblick glaubt man im Daadener Gebiet, daß auf 
Gmnd <ler Besprechungen mit der Bundeswehr zu dem 
bisher in Anspruch genommenen Gelände noch ein 
weiterer großPr T!>il hinzukommen wird. Id1 muß in 
rliesem Zusammenhan~ noch einmal das sal'(en, was 
Herr Dr. Boden angeführt hat: Die Unruhe wird des
halb vermehrt, weil die Entschädigungsansprüche aus 
den vergangenen .Jahren bis heute noch nicht erledigt 
sind. Alle diese Dinge sind aufgezeigt in den Resolu
tionen der Amtsvertretung, die von allen Parteien 
eimtimmig gefaßt worden sind. Sie sind auch in den 
Beschlüssen enthalten, die der Kreistag des Kreises 
Altenkirchen beschlossen hat. 
Einf' klare Unterrichlung hätte diese Mißverständnlsse 
wahrscheinlich nicht aufkommen lassen. Wie aus den 
Worten des Herrn Mini:;;to;>rpräsidenten, der die Dtnge 
rein rechtlich geschildert hat, hervol'g0ht, handelt es 
sieh nirht. um die Einleitung des Enteignungsvcrfah
rens; es ist aber durch die Schreiben und durch die 

Art der Verhandlung dieser Eindruck ht;1fvorgerufen 
worden. Uns allen muß nun doch daran ~iegen, diese 
Dinge den Leuten klarzumachen und ihnEJn zu sagen, 
daß alle Enteignungsverfahren nach dem üandbeschaf
fun.gsgesetz abgewickelt wei·den. 
Leider sind es die Bundel':behill\den, die nlcht lmmff 
-Oie nötige Sorgfalt haben walten lassen. Aus der Zu
sammenarbeit der fram:fü:ischen Diemtstel1en mit der 
dortigen Bevölkerung hatte sich ein gute~ Verhäitni~ 
entwickelt. Nun glaubt man dort, der deutsche Büro
kratismus sei nicht so freundlich gegenüber der Be
völkerung eingef:tellt, und i>r wirki' sich schfafer au1;. 
als dies notwendig sei. Hierbei denke ich :itn ·die Sper
rung der Straße, die in Gesprächen von: Herren der 
Bundeswehr bereits angekündigt war und <in einiW' 
andere Dinge. Dit>se Mißverständnisi!e zu be~eitigen, 

ist Au.fgube von Gesprädten, die in den betr-eilenden 
Gebieten in den letzten Tagen stattgefunden haben 
u!'l'ri nom weitPT'geführt werden mü<;sf'n. ·W'•mn in Zu
kunft sokhe Dinge ridltig erledigt werden isollen, dann 
muß vorher eine genaue Unterrichtung und Orientie
rung <ler Verwaltungsstellen erfolgen. EJ:, wäre hier 
Sache de,r Bundesvermögensverwaltung upd auch der 
Bezli.-ksregierung gewesen, die betreffonden Amtsbür
germeister und Bürgermei:;:ter T-U unte!Tichtcn, dann 
h~tte man die Mißverständnis:;e - ef: :;lnd Mißver
ständniBse, das muß ich noch einmal betonen - und die 
Unruhe in der Bevölkerung vermf'iden können. 

Pr3sldent Walters: 
Das. Wort hat der Herr Abgeordnete Hertel von der 
Fraktion der S'Pn_ 

Abg. Derlei: 
Herr Präsident! Ml;'ine Damen und Herren! Die Demo
kratie hat gegenüber allen anderen ~glichkeiten, 
nacll denen ein Volk regiert werden k~nn,; den Vorzug, 
daß Gelegenheit geboten ist, offen ausw s{>rechen, was 
die Bevölkerung bedrückt und bewegt. ' Von dieser 
Möglichkeit hat heute morgen der Sprech~r der SPD
Frak.Uo.nr p.er Herr Abgeordnete Schmidt, Gebrauch 
getn~t. . ' 1 

In diesem Zusammenhang ist es mehr als bedauerlich, 
daß ein als maßvoll geschätzter Kollege 'Wie der Herr 
Dr. Boden geglaubt hat, die Ausführun~en und d.ie 
Halt~ng der SPD als gewissenlos bezeichnen zu müs-

' • ' 1 $Eil., ' i 
(A.bg. Dr. Boden: Wieso? - Widerspruqh bei der 

• CDU.) 

In dieser Feststellung liegt ein ungeheuerlicher Vor-
wurf! 

• ' 1 

(Lebhaftel' Widerspruch bei der fDU.) 

Er ist die Unterschiebung eines Motivs , an das die 
SPD w:ihrhartig nicht gedacht hat. 
· "I' ''!A.bg. 'Dr~ Neubauer: Wir auch nicht! i_ Unruhe 

· ' · bei der CDU,) 1 

Wir können uns beziehen auf Persönlichk~iten wie den 
Herrn Kirchenpräsidenten der Pfalz, der wirklich seine 
Gründe und Ur1mchen hat, daß er die vorgesehenen 
Einrichtung1.>n möglichst weit von seinen Anstalten ent
fernt wissen will. 

(Abg. Dr. Habighorst; Das ist Ihnen tiicht unter-
stellt worden!) . 

wer wm es uns Menschen der älteren Generation übel 
nehmen, wenn wir nach all dem Leid, .nach all der 
Vernichtung von Werten, nach den Opfern von Men
sch1m seit 1914 uns nicht mehr einlullen :lassen, wenn 
wir uns wehren gegen eine Verniedlichttng von Din
gen, d!e wir schon einmal erlebt haben. 

(Lebhafwr Beifall bei der SPI;>.) 
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<Hertcl> 
Wir sind der Meinung, daß nur der mit ruhigem Ge
wissen in die Zukunft gehen kann, der frei ist von der 
Schuld, nicht rechtzeitig auf kommende Ungeheuerlich
keiten hingewiesen zu haben. 

(Starker Beifall bei der SPD.) 

Präsident Wolters: 
Das Wort hat der Herr Ministerpräsident. 

Ministerpräsident Dr. Altmeier: 
Herr Prilsldent! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
auf das in .der Diskussion Vorgetragene noch mit ein 
paar Schlußbcme1·kungen eingehen. Dem Herrn Kol
legen Loiz will ich zunächst sagen, daß es nicht an
gängig ist, das Verfahren, das hier zur Debatte steht, 
vor allem die Briefe, die die Leute bekommen haben, 
nun einfach als bürokratische Maßnahmen zu bezeich
nen. Diese Maßnahmen sind einfach gesetzliche Not
wendigkeiten gewesen. Darauf muß man doch hinwei
sen. E~ ist ja doch - das möchte ich auch zu d em 
~agcn, was eben hier von den verschiedenen Rednern 
angedeutet wux·dc - in allen diesen Schreiben, die ich 
heute morgen eingangs zitiert habe, auch auf die Tat
sache dieser gesetzlichen Notwendigkeiten un<l <ler Be
achtung der notwendigen formalen Bestimmungen aus
drücklich hingewiesen worden. Das gilt auch, Herr 
Kollege Schmidt, für das Schreiben vom 14. Dezember 
1957, das Sie eben in bezug auf den Stegskopf er
wähnten. Darin ist die Rede von den Besitzeinwei
sungsverhältnissen bis zum Ende des Jahres 1958. Es 
ist also - das möchte ich noch einmal hier ausdrücklich 
wiederholen - gar nichts Neues, was hier verlangt wird, 

{Ab~. Schmidt: Aber Herr Ministerpräsident!) 
sondern es Ist die Beschä!tigung mit jenen Liegen
schaften, die den Verteidigungsstreitkräften - bis dahin 
den .A.lliierten, von j~tzt ab den Bundesstreitkräften; 
da gibt"s gar keinen Unterschied - zur Verfügung stan
den, wobt!i aber die endgültige Frage, ob nun der 
Stcgskopf für die Zukunft in die militärischen Pla
nungen einbezogen werden soll - in demselben Um
fang, in einem größeren Umfang, in einem kleineren 
Umfang -, keinerlei Regelung erfahren hat, sondern 
völlig offensteht. 

(Abg. Schmidt: Muß ich denn die Schreiben 
vorlesen, Herr Ministerpräsident?) 

Das, was mit dem Schreiben vom 14. Dezember 1957 
geschehen ist, war die gesetzlich vorgeschriebene Vor
aussetzung, um einerseits das Gelände auch 1958 zu 
nützen und um andererSEits noch d ie Zahlung der Ent
schädigung für das Jahr 1956 sicherzustellen, beides 
mit dem Ziele, daß nunmehr auf Grund der Gesetz
gebung im Verlaufe des Jahres 1958 eine endgültige 
Regelung herbeigeführt werden muß, mit der Erklä
rung, entweder das ~lände wird weiterhin genutzt -
dann muß das Ver:fahren nach dem Landbeschaffungs
gesetz eintreten - oder es wird nicht mehr genutzt, 
d. h. es wird in den Besitz der bisherigen Grundbe
sitzer zurückgeführt. 

(Abg. Schmidt: Das letzte steht doch außerhalb 
jeder Debatte!) 

Hier möchte ich, meine Damen und Herren, noch 
einmal ausdrücklich wiederholen, daß sich die Landes
regierung seit vielen Monaten dafür eingesetzt hat und 
auch weiterhin dafür einsetzen wird, daß dieses Ge
lände militärischen Zwecken nur noch in einem ver
kleinerten Maßstab zugeführt werden soll, tmd daß 
vor allem die dafür in Frage kommenden Wälder eine 
Arrondierung und Abrundung erfahren. 

Der Herr Kollege Schmidt hat gesagt - so habe ich 
ihn verstanden -, ich hätte Pech gehabt mit der Fer-

tigstellung meiner Rede auf die Große Anfrage. Meine 
Damen und Her ren, ich möchte umgekehrt sagen, 

(Abg. Beckenbach: Nike-Basen!) 
.daß ich bewußt den Versuch gemacht habe, genau au! 
das zu antworten, was sich aus dem Text und aus den 
gestellten Fragen der Großen Anfrage logischerweise 
herausgestellt hat. Dabei hatte der Herr Kollege 
Schmidt doch schon vor mir das Problem Nike-Basen 
in bezug auf den von ihm angesprochenen Fall - dem 
Wunsche des Herrn Kirchenpräsidenten zufolge - aus
drücklich erwähnt. Es mußte also darauf geantwortet 
werden. Ich glaube, Sie sind mit mir der Meinung, 
meine Damen und Herren, daß man dabei nicht 
nur nicht an dem Nike-Problem selbst vorüber
gehen ~onnte, sondern daß der Ministerpräsident diese 
Gelegenheit vor dem hohen Parlament dazu benutzen 
mußte, über das Problem der Nike-Luftabwehr auch 
ein öffentliches Wort zu sagen, das über dieses Haus 
hinaus der Au!klän.mg der Bevölkerung draußen im 
Lande ausdrücklich dienen soll - machen Sie mir das 
doch bitte nicht auch noch zum Vorwurf; Sie sagten 
doch, wir würden zuviel Geheimniskrämerei üben -. 

(Beifall bei der CDU.) 
Meine Damen und Herren, schließlich noch die Frage 
des Parlamentes! Ich glaube, Herr Kollege Schmidt, 
ich bin gegen den Vorwurf gefeit, irgendwie den Ver
such unternommen zu haben, das Parlament in seinen 
Rechten einzuengen. Es täte mir leid, wenn Sie glaub
ten, ich müßte mich überhaupt gegen einen solchen 
Vorwurf verteidigen. Ich habe hier ausgeführt, daß 
die Landesregierung jederzeit bereit ist, über den Fort
gang der Verteidigungsmaßnahmen im Ältestenrat zu 
berichten. Ich habe hinzugefügt, daß sich nach meiner 
Meinung im Laufe der letzten zwei Jahre kein neuer 
Tatbestand ergeben hat; ich habe aber - das habe ich 
Ihnen klargelegt - die Meinung, daß das Nike-System 
in seinen weiteren Ausführungen eine solche ~
legenheit ist und deshalb auch schon Anfang der ver
gangenen Woche den Herrn Präsidenten über die Ab
sicht der Regierung, im Ältestenrat darüber zu berich
ten, unterrichtet. 
Wenn die Landesregierung den von Ihnen vorgeschla
genen neuen, in der ~schäftsordnung noch nicht vor
gesehenen, sondern erst durch Änderung der Geschä fts
ordnung zu beschließenden Landesausschuß - oder wie 
Sie ihn genannt haben - ablehnt und darum bittet, die 
Unterrichtung beim .Ältestenrat zu belassen, dann tut 
sie das in der Oberzeugung - und ich glaube, darin 
begegnen wir uns beide -. daß niemand dem anderen 
die Verantwortung abnehmen kann und daß hier Fra
gen angesprochen sind, die nun einmal weitgehend 
Fragen der Exekutive darstellen, wobei Sie, meine 
Damen und Herren, bitte zu keinem Zeitpunkte unbe
rücksichtigt lassen wollen, daß die Landesregierung die 
Bundesgesetze auf Grund der grundgesetzlichen Be
stimmungen auszuführen hat; auch dann, wenn sie 
etwa einem Ausschuß dieses Hohen Hauses nicht ge
nehm wären. Wir müssen als Landesregierung aber 
Gesetze ausführen, selbst wenn wir bei ihrem Zu
standekommen - ich habe eben z. B. von dem Fort
geltungsgesetz gesprochen - ganz anderer Meinung 
gewesen sind. Von dieser Verpflichtung kann uns auch 
kein Ausschuß dieses Hohen Hauses irgendwie be
freien. Diese Verpflichtung ist eben gegeben. Deshalb 
die Auffassung der Landesregierung, daß der Ältesten
rat die bessere Möglichkeit der ständigen, von Ihnen 
gewünschten und von der Landesregierung zugesagten 
Unterrichtung darstellt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Prisident \'Volters: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Lotz. 
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Abg. Lotz: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Mi
nisterpräsident, ich darf vielleicht das Wort „büro
krati~ch" berichtigen. Wenn ir.h ~bürokratisch" gesagt 
h~hf'. ml"inf' ich die juristische Seite der Angelegen
heit. Die Schreiben, die herausgegangen sind, hatten 
"inen jurii;ti~chen 'i'ext.. Nebenbei haben unsere Ilür
W'l' ahPI' auch no<'h Anspruch auf eine, sagen wir ein
mal ml:'nsC"'hlirhe Art der Unterridltung. Das haben die 
HürgPrmPiRt.f"r 'lmd der Amt„bürgermeister in dem 
fraglichen Gebiet sehr ausreichend getan. Wenn nur 
die ,iurii;ti~d1e Ededigung der Angelegenheit da oben 
gesprochen hätte, dann hätt~n wir wahrscheinlich schon 
<~inige Resolutionen und Abordnungen aus dem l.H:!h'ef
i'enden Gebiet hier gehabt. Daß ·das nicht geschehen 
ist. sondern cfaß die Mißverständnisse - ich möchte das 
nodl eitHnnl sAgf'n - richtig gestellt worden innd, das 
i~t die mt>n~chl i<'hP. Seii.e der Angelegenheit. Hier haoen 
,i<JJ die Bürgermei;:;ter und der Amtsbürgermeister des 
)wirpffenden Gebietes alle Mühe gegeben. 

Es w'-ire abez· eine Kleinigkeit gewei>en, in demsel•ben 
Au~~nulick, als die judstischen S<:hreibcn bei der Be
hiirde herausgingen, einmal den betreffenden Ai:nts
bürgermeister anzurufen. Wenn es nicht der Amts
hlirgermeii;ter gewesen wäre, wenn die Bezirksregie
l'Ung oder die betreffende Stelle mit solchen Dienst
.~tel IPn nicht verkehrt. wärr. es möglich gewesen, den 
Krei~ <1m:urufen. 

HeJT Mini~terpräsident, ich darf Ihnen einmal die 
v\iune des Herrn Landrat Dr. Sinzig aus Altenkirchen 
:~itit>ren, .rtie Pr in der Kreistagssitzung gesprochen hat. 
Liinctrat Dr. Sinzig konnte versiche.1:n, ·daß er persön
lictl und rlie Kreisverwaltung die vier kleinen Brüder 
- das sind die viPr Orte - im Kreise nicht schutzlo;; 
einer Prügeltour RUEgesetzt, sondern sich um ihre im 
Grundge:=:et.:r, vernnkerten RE~chte auf das Eigentum bei 
allen zm:tändigen Stellen bemüht haben und weiterhin 
b<>mühen werden. Der Landrat spricht also von einer 
Prügeltour, der die vier Orte ausgesetzt gewesen sind. 
E;; se i mir verziehen, wenn ich das vorhin mit „büro
kratisch " nett umschrieben habe; „Prügeltour" habe 
ich nicht ~agcn wollen, das habe ich dem Herrn Land
rat Dr. Sim:ig üherlas~en. 

Meine Damen und Herren! Ich ·darf noch eines sagen. 
Dem Entsd1Eeßungsantrag der SPD - Drucksache III 
367 - können wir nicht unsere Zustimmung geben, und 
zwar a us ganz einfachen Grün<len. Wir halten den 
AlteF<tl"nrRt für daF< Gremium, das einzig und allein in 
der Lage ist, sic:h mit diesen Dingen zu beschäftigen. 
Es werden sehr oft Fragen angeschnitt.E>n we11dcn, die 
nicht nur vertraulich, sondern manchmal sogar ge
heim:r.uh1:1lten sind, und nach der ganzen Konstitution 
unscrer Geschäftsordnung halten wir es für nötig und 
gut. wenn nu1· der Ältestenrat mit diesen Dingen be
faßt wir-0. 

(Abg. Haehser: Sie i::citä1zen das Parlament 
schlecht ein, Herr Lotz!) 

- Entschuldigen S ie, wir müssen die vorliegenden ge
S<'t7.lichen BE'stimmungen mm einmal anerkennen. Der 
eine Beteiligte ist der Bund, der der Landesregierung 
vcrschiedeni> Dinge überwiesen hat. Wenn die Landes
r egierung von sich au;; ein~- Unterrichtung vornehmen 
wi11. ist nach unserer Meinung der Ältestenrat der 
riddige Ort dafür. Wenn <las Kind in dem einen oder 
<i nderen Falle in <len Brunnen gefallen sein sollte oder 
Bcschwern!i;se oder irgend etwas Sonstiges vorkom
men, hahen Sie immerhin die Möglichkeit, durch eine 
Große Anfrage die Dinge zu klären. Aber bisher und 
auch in ferneren Zeiten ist der Ältestenrat der richtige 

Ort da.für. Der Herr KolLege Bögler nickt dazu. Ich 
nehm~ also an, daß auch bei Ihnen -

(Heiterkeit .im Hause. - Beifall bei der: FDP. -
Abg. Bögler: Ich habe Ihnen nicht zugenickt; ich 
habe den Kop:f über Sie geschüttelt, wenn Si"' es 
genau wissen wollen! - Heiterkeit bei der SPD.) 

Prlis1dent Woiters: 
Das Wort hat Hetr Abgeordn!'ter Fudl:. voili der Frnk·· 
tion der SPD. 

Abg, Fuchs: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herr~nl Es sind 
einige Bemerkungen hier gefallen in bezug auf die 
militärische Bedeutung von Raketenbasen; besonder~ 
bei Nik<?-Anlag<:'n in Rh~inland-Pfalz, die nicht un-
widersprochen bleiben können, 1 

(Abg. Haeh.ser; Sehr richtig?) 
weil dann am Schluß latsi.ichlich der Eindruck .ent
stehen könnte, als wäre in diesem Hause sehr wenig 
an mmtärlschem Wisseri und Verständnis! vorhanden. 
Meine Damen und Herren! T«h möchte ausdrücklich 
betonen, daß bei der besonderen Lage, !n der sich 
gerade dlei::es I ,and Rheinland-Pfalz befindet, wir die 
P:flicttt haben - und wir als SPD <lii>~e Pfiimt auch aus 
dem Gewissen heraus so auffassen -, dazui ganz offen 
unsere Mf!'inung zu sagen. In diesem Falle tut ein 
bißchen Gewissen mehr not als diese VerniE!dlichnngt>n, 
wie sie vorhin hie1· lau!end stattgefunden qaben. 

(Beifall der SPD.) 
Zunächst möchte ich feststellen, daß es hie!r in Rhein
land-Pfalz. ja nicht nur um Nike-Anhlg"'n, 8ondem daß 
e$ in diesem Lande auch um andere Aöschußbasen 
geht. Und Sie, Herr Minii;terpräsident, haben vorhin 
festgestellt, Sfe wüßten davon überhaupt noch nichts, 
Sie wären überhaupt. noch nidlt gefragt ~orden, Sie 
wären auch noch nicht darüber verständigt. Wissen 
Sie denn nicht, daß die amerikanischen Truppen in 
unserem Lande bereits Abschußrampen be$itzen, nicht 
nur für Nike-Raketen, sondern auch füJ,' die soge
nannte Matador-Rakete, die mit 1,7 Tonnen Spreng
.stoft geladen ist, und die eine ausgesprochene Aoom
rakete ist. 

(Abg. Wilms: Wo? - Abg. Pickel: Nein!) 
- In der Pfalz und in der Eifel! Meine Herren, lassen 
Sie ~fch doch bitte von Ihrer Staatskanzlei unter
richten; ich habe ja hier nicht die Aufgabe, Ihnen 
Einzelheiten aufzuzählen. 

(Beifall der SPD.) 

Wenn Sie näxnlich diese Zwischenfrage stellen, dann 
.ist es doch erst redlt erwünscht und notwendig, daß 
die Landesregierung mehr sagt, als sie hier tut. So 
war et1 schon vor zwei Jahren, als sie sagte: 0 Gott, 
Kinder, es ist doch gar nichts passiert, es bewegt ~ich 
ja auch gar nichts, es bleibt alles im Grunde genom
men beim Alten, regt euch nicht auf, wir wissen schon, 
was wir tun, denn es ist geheim. - Meine 1namen und 
Herren. ich glaube, in dieser Weise kann man diese 
sehr ernsten Fragen nlcht behandeln. · 

(Zustimmung bei der SPD. - Unruhe bei der. CDU.) 

Herr Dr. Boden, ich habe den Eindruck, daß Ihre Vor
stellungswelt von Luftkrieg und Nike-Abschußbasen 
noch bei Hermann Göring stehengeblieb~ ist. 

(Heiterkeit bei der SPD. - Unruhe bei der CDU. 
- Abg. Dr. Boden: überlassen Sie das· mir, ich 
bin ja auch wahri-cheinlich etwas älter als Sie, 
Herr Kollegel - Unruhe im Hause. - Abg. Dr. 
Boden: Eine Frechheit, so was! - Abg. Hachen-

berg: Sehr richtig1) 
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- Herr Dr. Boden, meine Generation hat in ihrem 
Leben viel mitmachen müssen! 

(Abg. Dr. Boden: Ich auch!) 
- Das streite ich Ihnen ja nicht ab; aber ich nehme 
das Recht für mich in Anspruch, Herr Dr. Boden, meine 
Meinung hier zu sagen; Sie konnten auch die Ihrige 
sagen. Dieses Recht nehme ich mir heraus. Sehen Sie, 
dieser Zwischenruf von Ihnen, daß Sie älter seien, 
erinnert mich an eine Äußerung des Herrn Minister
präsidenten vor dem Wahlkampf, wie denn ein Bun
destagskandidat, der halb so alt wie der Bundeskanz
ler sei, überhaupt Kritik üben könne. Meine Damen 
und Herren, wenn man es so sieht wie der Herr Mini
sterpräsident, dann können wir weder Parlaments
arbeit leisten noch können wir so Politik machen. 

(Beifall bei der SPD. - Unruhe bei der CDU. -
Abg. Hertel: Das ist Werbung für die Demo-

kratie!) 
Alle militärischen Fachleute aber sind sich darüber 
einig, daß sich ein künftiger Luftkrieg nicht mehr in 
der alten Form abspielen wird. Diese Nike-Abschuß
basen - das bewegt ja auch den evangelischen Kir
chenpräsidenten der Pfalz - sind doch kein Schutz, 
~ondern sie sind ein Magnet für feindliche Raketen. 

(Beifall bei der SPD.) 
Wenn der Kirchenpräsident der Meinung wäre, daß 
diese Abschußbasen Objekte schützen würden, dann 
wäre er bestimmt daran interessiert, daß sie direkt 
neben den Heimen ständen und nicht 20 Kilometer 
weiter fort. Aber, meine Damen und Herren, wenn 
schon ein angeblicher Gegner - -

<Abg. Dr. Boden: Na, das war ja kolossal geistreich!) 
- Na ja, man hat ja ab und zu mal einen Geistesblitz. 

(Abg. Dr. Boden: Machen Sie doch keine Witze!) 

Meine Damen und Herren! In Belgien und Holland 
gab es recht interessante Debatten über <iiese Frage, 
und unsere lieben Nachbarn haben dazu gesagt: Ja, 
grundsätzlich sind wir dafür, das ist eine ganz not
wendige Einrichtung, aber nur nicht bei uns, wir sind 
so dicht besiedelt; geht doch hinüber ins Bergische 
Land. Ich glaube doch, daß unser Gebiet in Rheinland
P!alz schon eine so starke miHtärische Konzentration 
aufweist, daß wir alles tun sollten zum Schutz unserer 
Bevölkerung und dafür, daß hier keine neuen An
griffspunkte gescha.!fon werden. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Glauben Sie denn, daß ein angenommener Gegner in 
einem militärischen Konflikt zuerst seine Bomber 
schicken würde, damit die Nike-Abwehr sie herunter
schießen kann? Er wird zuerst seine Fernraketen auf 
diese Nike-Abschußbasen losjagen! 

(Abg. Dr. Boden: Das geht ja gar nicht!) 

- Aber Herr Dr. Boden, darüber ist sich ja nun die 
ganze Welt einig, ich glaube, da haben Sie gerade nicht 
aufgepaßt, als davon die Rede war. 

(Abg. Dr. Neubauer: Haben Sie schon mal etwas 
von der Treffsicherheit der Raketen gelesen?) 

Herr Kollege Neubauer, die Treffsicherheit der 
Fernraketen bewegt sich zwischen 20 und 25 Kilome
tern. Wenn also eine Fernrakete im Umkreis von 20 
Kilometern auftrifft und sie hat - wie Sie ja so schön 
sagen - die „fOrtentwickclte Artillerie", nämlich den 
Atomsprengsatz in sich, dann können Sle Ihre Ab
schußbasen suchen, wo Sie wollen; Sie werden sie 
nicht mehr finden. Ja, meine Damen und Herren, 
wenn wir schon darüber sprechen, dann müssen wir 
von militärischen Realitäten ausgehen, die gegeben 
sind. 

(Abg. Schuler: Wie gut, daß wir einen Herrn vom 
Generalstab hier haben! - Weitere ZUl'Ufe und 

Uuruhe bei der CDU.) 

- Ja, meine Damen und Herren, so einfach können Sie 
es sich nicht machen. 

(Zurufe und weitere Unruhe.) 

- Dieses Thema wurde von uns nicht angcspro<..-hcn. 
(Abg. Dr. Boden: Doch! In dieser Fox·m wohl! -
Abg. Hertel, 2ur .CDU gewandt: Sie haben es 

verniedlicht!) 
- Sie haben es doch vorhin erlebt, der Herr Minister
präsident kam mit einem Konzept hierher und hat 
einen langen Vortrag über Nike-Abi;chußbasen ge
halten, Sie, Herr Dr. Boden, kamen mit einem Kon
zept hier herauf und haben einen langen Vortrag über 
das gleiche Thema gehalten, und dann sagen Sie noch, 
wir hätten das Thema hier in dieser Breite ange
schnitten. 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Dr. Boden: Gott sei 
Dank, daß ich das Konzept noch habe, um es 
Ihrem Kollegen Hertel zu geben! - Weitere Zu-

rufe und Unruhe bei der CDU.) 
Meine Damen und Herren, es gibt viele Menschen in 
der Bundesrepublik - und es sind sogar manche dar
unter, die noch viel mehr von diesen Dmgen verstehen 

(Abg. Schuler: als Sie! - Heiterkeit bei der CDU.) 

als wir in diesem Hause hier - , <iie seit Monaten vor 
dieser Entwicklung warnen. Herr Dr. Boden, ich kann 
nicht verstehen, wie Sie über eine so ernste Frage so 
lächelnd hinwegkommen wollen. 

(Abg. Dr. Boden: Ich lächle über Ihre Oberklugheit!) 

- Herr Dr. Boden, es tut mir ja leid, daß ich noch ein
mal hier herau!gchen mußte, 
(Abg. Dr. Boden: Sie wären besser unten geblieben!) 

aber man konnte diese Dinge so nicht im Raum stehen 
lassen. Ich möchte also noch einmal feststellen, die 
Nike-Abschußbasen können nur einen Sinn haben bei 
einem konventionellen Luftkrieg. Alle Militärs stim
men darin überein, daß ein solcher Luftkrieg nicht 
mehr stattfinden wi11d. 

(Abg. Dr. Neubauer: Warum bauen die Militärs 
sie denn?) 

- Weil mit diesen Abschußbasen auch andere Raketen 
abgeschossen werden können! Das ist das Entsch~l

dende! 
(Beifall bei der SPD.) 

Der entscheidende Punkt liegt ja nicht in dieser Luft
abwehr, sondern er liegt darin, daß man auch andere 
Raketen damit abschießen kann. Sie wissen ja auch, 
daß die V 2 in wenigen Stunden abschußbereit gemacht 
werden konnte, praktisch an jedem beliebigen Ort. Und 
es ist für die Amerikaner gar kein großes Problem, 
mit diesen Nike-Abschußbasen ebensogut Mittel- und 
Langstreckenraketen abzuschleßen. Das Bundesvertei
digungsministerium hat ja offiziell angekündigt, daß 
es nicht nur Nike-Abschußbasen braucht, sondern auch 
Abschußbasen für die sogenannte Matador-Rakete. 

(Abg. Dr. Neubauer: Also doch andere Abschuß
basen! - Weitere Zurufe und Unruhe. -

Abg. Schuler: Das ist doch ein Widerspruch! Sie 
widersprechen sich ja!) 

- Nein, das wurde of!iziell 'bereits angekündigt. Ja, 
meine Damen und Herren, über eins sind wir uns ja 
klar, die kommen! Dafür sorgen die Bundesregierung 
und die Landesregierung. Der Herr Ministerpräsident 
ist ja immer sehr stolz darauf, wenn er hier erklärt: 
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(Fuchs) 

kh 11n1 .. „r~tiHze die hohe Politik dleser Bundesregie
rung! 

<Zul'uf bei der CDU: Jawohl!) 

V!il' hAben das Redlt und die Verpflichtung, vor die
~r Entwicklung w warnen. Sie wird keinen Schutz 
fiir un,;i-r1- Bevölkerung bringen, erst recht nkht. für 
un~re Beviilkerung in Rheinland-Pfalz, sondern sie 
wird immer mehr ein Sc.'1.ritt auf dem Wege zum 
S<'lbs1mord unseres Volkes. 

(Starker Beifall bei tier SPD.) 

Präsidt>nt \\'oUers: 
DA!'; Wort hat Herr Ab~eordneler Dr. Boden von der 
1''raktion der CDU. 

Ab.E(. Dr. Boden: 
He rr Präsident! Meine Damen und Herren! Nachdem 
der Herr Vorredner schon festgestellt hat, daß ich von 
einem Konzept gesprochen habe, dad ich aus diesem 
Kom1>pt auf Grund dessen, was der Herr Kollege 
Hertel mir vorhin vorwerfen iu müss{)n geglaubt hat, 
rlE'n zutrPffPnciPn Punkt b:r.w. Satz vorlesen. Ich habe 
wörtlich erkliiM : 

Erst l'ecilt aber muß dagegen Front gemacht wer
den, daU man in gewissenloser Art die Unkenntnis 
und Unwisi:-enheit vieler dazu mißbraucht, um tlieses 
Nike-Luftabwehrsystem mit Atom und Rakete in 
einen Topf zu werfen. 
(Abg. Hertel: Das hat sich auf unsere heutige 

Debatte und unsere }'raktion bezogen!) 
- In keiner, aber aucl1 in gar keiner Weise ist Ihre 
Fraktion, noch Ihre Partei, noch mein verehrter Herr 
Kollege Schmidt .ifl irgendeinen Zusammenhang damit 
gebracht worden, sondern das war der Abschluß des 
Kapitels, in dem ich die Worte des Herrn Minister
präsidenten üu~ff die Anwendung diesa- Basen in 
Amerika und dort sogar in den Großstädten aufge
griffen habe. Aber wenn Sie eine Basis haben wollen, 
Herr Kollege Hertel, dann will ich Ihnen eine geben: 
Da ist z. B. ein Flugblatt des Bundes der Deutschen, 
das mir in den letzten Tagen auf den Tisch geschneit 
ist. Ich stelle es Ihnen zur Verfügung. 

(Beifall bei der CDU. - Starke Unruhe und Zu
rufe bei der SPD. - Glocke des Präsidenten. -
Abg. Dr. Boden: Es ist t raurig, wenn Sie das au! 

sich bl!:i:iehen !) 

Präsident Wolters: 
Meine Damen und Herren, ich lasse jetzt über den 
Antrag II/367 der Fraktion der SPD abstimmen. Wer 
dem Antrag dea- Fraktion der SPD, Drucksache II/367 
- den Entsch.ließungsantrag -, zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! -
Der Antrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich t'U!e auf den Punkt 5 der Tagesordnung: 

Ers~ Beratung eines Landesgesetzes über die 
Ve1·Jä.ngermig der Amtsdauer der Betriebsrllte 

im öffentlichen Dienst. 

- Drucksache II/362 -

' 
Der HeiT Ministerpräsident hat mir dazu; u. a. m it-
&et~ilt: 

' 
Entsprechend der getroffenen Absprache steht diese 
Rejfie.rnngsvorlage hereits in der LandtagSl'i tzung 
am 11. Februar zur ersten B€ratung an,J Ich möchte 
Ihnen anheim geben, in dieser fützungi das Gesetz 
gleich in drci Lesungen zu behandeln ynd zu ver
abschieden, da es meines Erachtens im Hinblick au! 
den allen Herren Abgeordneten bekadnten Stand 
der Beratung des Personalvertretungsgebetzes keine 
besondere Problematik damit verbunden' sein dUrfte. 

Die Regierung bittet also, zu prüfen, ob dieses Gesetz 
In drei Beratungen verabschiedet werden k:ann. Erhebt 
sich dagegen Widerspruch? - Ich stelle ~est, das ist 
nicht der Fall. Die Tagesordnung wird damit um die 
zweite und dritte Beratung erweitert. 
Icl.t i·ufe aul das Landesge$etz übt?r die V:erlängcrung 
der Amtsdauer der Betriebsräte im öffentli~en Diens t, 
Drucksache II/362. Wer dem Gese tz in ers ter Beratung 
seine Zustimmung geben will, den bitt.e :1ch um das 
Handz~ichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung! -
Ich stelle die einstimmige AnnRhme fest. : 
Wir tret.en in die zweite Beratung ein. Ich fUfe auf den 
f .l UJ:l4, dm l}..2. Elnleitu1;1g un d Überschl"ift. Wortmel
dungen liegen nicht vor; kh scllließe die Aussprache. 
Wer dem Gesetz in zweiter Beratung se'ine Zustim
mung geben .... 111, den bitte ich um das Handzeichen. 
-.. Di~ ~e~mf!Pft:?be! - Stimmenthaltung! - ~eh stelle die 
einstimmige Annahme i'est. 1 

Wir treten in die dritte Beratung ein. kh rufe auf den 
§ 1 und den § 2, Einleitung und überscbri!t. Wort
meldungen Hegen nicht vor; Ich schließe 'die Bespre
chung. Wer dem Gesetzentwurf in dritter Bkatung seine 
Zustimmung geben will, den bitte i<:h, sich vom Platz 
zu E!'.thcb~n. - Ich stelle die elnsttmmlge A~nahme fest. 

i 
A.nti:"a&: des Petitionsaussdtusses betreffend 
··· ·:· , · . beratene Eingaben i 

- Drucksache U /363 -

Wer dem Antrag des Petitionsausschuss~ zustimmt, 
den bitte !eh um das Handzeichen. - Die 'Gegenprobe! 
- St~p;mwnth~ltung! - Ich stelle die einsfimrnige An-
h.il.hfue fi!s~. · · · · · r 
Meine Damen und Herren, ich habe nocp elnlge ge
schäftliche Mitteilungen zu machen. Det Ältestenrat 
schlägt dem Hause v or, die nächste Sitzurtg des Land
tage:s, au~ den 4.. März 1958 elm:uberufe~. Das Haus 
ist damit einverstanden. . 
Die CDU-Fraktion tritt !1/e Stunde nacb Schluß der 
Sitzung zu ein~ Fraktionssitzung zusammen. Der Vor
sitzende des Haushalts- und Finanzausschusses bittet 
mlct., bekanntzugebcn, daß die nächste 1 Sitzung des 
Haushalts. und Finanzausschusses am Dorlnerstag, dem 
13. Februar, um 10 Uhr vormittags und r,.icht um 9.30 
Uhr beginnt. Ich bitte die Mitglieder das Haushalts· 
und Finanzausschusses, dav. on Kenntnis zµ nehmen. 
Meine Damen und Herren, wir sind am Ende unserer 
Ber:atunren nngek.ommen. Ich wünsche Ih~en eine gute 
Heimfahrt und schließe die Sitzung. 

1 

Schluß der Siuung: 12.46 Uhr. 


